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A. Evangelische Kirche in Deutschland
Nr. 81* Pfingsten 2002. Eine Botschaft der Präsidentin-

nen und Präsidenten des Ökumenischen Rates
der Kirchen.

»Plötzlich geschah ein Brausen vom Himmel wie von
einem gewaltigen Wind …« (Apg. 2,2 – rev. Luth. 1984)

Mit einfachen Worten beschreibt die Heilige Schrift das
erste Pfingstfest im Leben der Kirche Christi: »Den Apos-
teln zeigte er sich nach seinem Leiden durch viele Beweise
als der Lebendige und ließ sich sehen unter ihnen vierzig
Tage lang und redete mit ihnen vom Reich Gottes. Und als
er mit ihnen zusammen war, befahl er ihnen, Jerusalem
nicht zu verlassen, sondern zu warten auf die Verheißung
des Vaters …« (Apg. 1,3, 4).

Die Apostel waren mit Maria, der Mutter Jesu, und den
anderen Frauen stets beieinander einmütig im Gebet (vgl.
Apg. 1, 14). Der Weg von Himmelfahrt bis Pfingsten ist
eine Zeit voll Erwartung, Hoffnung und Glauben. In ihr
spiegelt sich das Geheimnis, das der menschlichen Seele zu-
teil wird, die das Kommen des Trösters, die Ausgießung des
heiligen Geistes, den großen Tag ihres persönlichen Pfingst-
festes erwartet, an dem der Mensch durch die Kirche und in
der Kirche plötzlich zu »Gottes Tempel« und zum »Tempel
des heiligen Geistes« (1. Kor. 3,16; 6,19) wird. Auch die
Welt wird durch die Kirche und in der Kirche plötzlich zu
dem Ort, an dem das Reich Gottes »wie im Himmel so auf
Erden« (Mt. 6,10) offenbar wird.

Der Paraklet, der Tröster, ist in der Kirche und in der
Welt gegenwärtig. Die Gegenwart des Trösters war seitdem
wie schon bei den Jüngern beim ersten Pfingstfest immer
wieder zu erfahren, als »plötzlich ein Brausen vom Himmel
geschah wie von einem gewaltigen Wind und das ganze
Haus erfüllte, in dem sie saßen« (Apg. 2, 1–4).

»Ein Brausen wie von einem gewaltigen Wind«! Natür-
lich war dieses Brausen nicht in dem negativen Sinne »ge-
waltig«, wie die Gewalt uns normalerweise begegnet. In der
Regel tritt Gewalt in höchst zerstörerischer Form unerwartet
in unser Leben: als Brutalität, Terror, Unterdrückung der
Gewissen, als physische Gewalt gegen kleine Kinder, krimi-
nelle Leidenschaft, Krieg, Grausamkeit, Verstoß gegen ethi-
sche und soziale Werte, als Demütigung von Menschen,
menschlicher Würde und der Individualität von Menschen
und wie immer das Böse sonst noch zutage tritt.

»Ein Brausen wie von einem gewaltigen Wind«! In die-
sen Jahren, in denen der Ökumenische Rat der Kirchen die
Dekade zur Überwindung von Gewalt begleitet, denken wir
gründlicher darüber nach und verstehen wir besser, was die
Gegenwart des heiligen Geistes für unser Leben bedeutet.
Das »gewaltige Wehen« des kommenden heiligen Geistes
unterscheidet sich grundlegend von der brutal hereinbre-
chenden aggressiven Gewalt und dem Terror in der Welt.
Das plötzliche Brausen des Geistes trifft die Zeugen mit all

seiner Gewalt, doch es richtet sich nicht gegen das Gewis-
sen und gegen das Leben von Menschen. Es ist gewaltig,
aber es ist weder brutal noch zerstörerisch. Es ist gewaltig,
aber es achtet das Ebenbild Gottes in den Menschen. Es ist
in dem Sinne gewaltig, dass es Gottes Geist in sich birgt,
einen Geist, der begeistert und uns erhebt, Freude und Mut
verbreitet, immer neue Wege eröffnet und Kräfte freisetzt.
Der heilige Geist weckt Hoffnung, Glauben und Liebe: vor
allem Liebe zu Gott und zu unseren Mitmenschen, eine
Liebe, die »die Furcht austreibt« (1. Joh. 4,18).

Nur das gewaltige Brausen des Trösters kann den bruta-
len Einbruch des Bösen und der Gewalt in unser Leben und
in die Welt überwinden.

»Wer Ohren hat, der höre, was der Geist den Gemeinden
sagt!« (Offb. 2,7. 11. 29; 3,6. 13. 22)

Die Präsidenten des ÖRK:
Dr. Agnes Abuom, Nairobi, Kenia

Pfarrerin Kathryn K. Bannister, Bison, Kansas, 
Vereinigte Staaten von Amerika

Bischof Jabez L. Bryce, Suva, Fidschi

S. E. Dr. Chrysostomos, Metropolit des Heiligen Stuhls
von Ephesus, Istanbul, Türkei

S. H. Ignatius Zakka I. Iwas, Damaskus, Syrien

Dr. Kang Moon-Kyu, Seoul, Korea

Bischof Federico J. Pagura, Rosario, Argentinien

Bischof Eberhardt Renz, Stuttgart, Deutschland

Nr. 82* Erste Verordnung zur Änderung der Auslands-
fürsorgeverordnung. 
Vom 19. April 2002.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat die
folgende Verordnung beschlossen:

1. Nach § 42 Abs. 5 wird folgender neuer Absatz einge-
fügt:

»(6) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann
auf Antrag Kaufkraftbeihilfe in entsprechender Anwen-
dung des § 8 auf der Grundlage des Anwärtergrundbe-
trages der Anlage VIII zum Bundesbesoldungsgesetz*
gewähren. Der Antrag ist zu begründen.«

2. § 43 wird wie folgt geändert:

* Stand am 1.1.02: 977,06 Euro
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Nr. 83 Kirchengesetz über die Einführung des Taufbu-
ches. 
Vom 28. November 2000. (ABl. S. 11)

§ 1

Das »Taufbuch – Agende für die Evangelische Kirche der
Union« wird in der vom Rat der Evangelischen Kirche der
Union am 2. Februar 2000 beschlossenen Fassung einge-
führt und tritt an die Stelle des Abschnitts »Die Heilige
Taufe« im ersten Teil der Agende für die Evangelische Kir-
che der Union, II. Band.

§ 2

Das Taufbuch wird in je einem Exemplar für jede Pfarr-
stelle ausgegeben. Es wird damit Eigentum der Kirchenge-
meinde, an der die Pfarrstelle errichtet ist. Es ist als Ge-
meindeeigentum zu inventarisieren und bei einem Wechsel
des Pfarrstelleninhabers am Ort zu belassen.

§ 3

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 2000 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Einführung
der Ordnungen der Heiligen Taufe und der Bestattung
(Agende der Evangelischen Kirche der Union, Band II) vom
9. August 1962 (ABl. 1962, Nr. 5, S. 43) außer Kraft, soweit
sie die Taufe betrifft.

Der Landeskirchenrat

Auf Grund übereinstimmender Beschlüsse von Landes-
synode und Landeskirchenrat wird nachfolgendes Kirchen-
gesetz verkündet.

D e s s a u ,  den 28. November 2000

Evangelische Landeskirche Anhalts
Der Landeskirchenrat

K l a s s o h n

Kirchenpräsident

Nr. 84 Kirchengesetz über die Zustimmung zum Kir-
chengesetz zur Änderung der Grundordnung der
Evangelischen Kirche in Deutschland. 
Vom 15. Mai 2001. (ABl. S. 29)

§ 1

Dem Kirchengesetz zur Änderung der Grundordnung der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 9. November
2000 (ABl. EKD 2000, S. 458) wird zugestimmt, soweit
dessen Inhalt der kirchlichen Zustimmung bedarf.

§ 2

Das Kirchengesetz tritt am 15. Mai 2001 in Kraft.

D e s s a u ,  den 15. Mai 2001

Evangelische Landeskirche Anhalts
Der Landeskirchenrat

K l a s s o h n

Kirchenpräsident

Nr. 85 Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung.
Vom 15. Mai 2001. (ABl. S. 30)

Artikel 1
Die Verfassung der Evangelischen Landeskirche Anhalts

vom 12. Mai 1969 (ABl. 1967, Nr. 3, S. 29; 1968, Nr. 1, S.
1; 1969, Nr. 1, S. 27; 1969, Nr. 2, S. 42), zuletzt geändert
durch das Kirchengesetz zur Änderung der Verfassung vom
2. Dezember 1997 (Amtsbl. 1998, Nr. 1, S. 10) wird wie
folgt geändert:

1. In § 19 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

Kirchliche Mitarbeiter sind haupt-, neben- und ehren-
amtlich in einer Dienstgemeinschaft tätig.

2. In § 34 Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 ange-
fügt:

Die haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sol-
len nach ihrer Haltung und Befähigung für die ihnen zu

In Satz 1 werden die Wörter »des Grundgehaltes« durch
die Wörter »der Besoldung« ersetzt.

3. § 44 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

In Satz 1 werden nach dem Wort »Wiedereingliede-
rungsbeihilfe« die Wörter »und einer Einrichtungsbei-
hilfe in Höhe von 75 % des ursprünglichen Betrages«
eingefügt und nach der Angabe »nach § 19« die Angabe
»und § 20« eingefügt.

4. § 44 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

In Satz 2 wird nach der Angabe »§ 1 Abs. 1« die Anga-
be »und § 9 Abs. 3« eingefügt.

W ü l f i n g h a u s e n ,  den 19. April 2002

K o c k

Der Vorsitzende des Rates der EKD

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland

C. Aus den Gliedkirchen
Evangelische Landeskirche Anhalts
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Nr. 86 Allgemeine Studienordnung der Hochschule für
evangelische Kirchenmusik der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern (AStO). 
Vom 5. März 2002. (KABl. S. 148)

Aufgrund von § 4 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die
Hochschule für evangelische Kirchenmusik der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern vom 10. April 2000
(KABl. S. 190) und von § 24 Abs. 1, 2 der Grundordnung
der Hochschule für evangelische Kirchenmusik vom 2. Au-
gust 2000 (KABl. S. 342, ber. S. 420) erlässt der Landeskir-
chenrat folgende Allgemeine Studienordnung der Hoch-
schule für evangelische Kirchenmusik der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern (AStO):

§ 1 Allgemeines

§ 2 Gliederung und Dauer des Studiums

§ 3 Vorlesungsverzeichnis; Unterrichtszeiten; Ferien

§ 4 Studienfachberatung

§ 5 Teilnahmepflicht; Verbindlichkeit von Veranstaltun-
gen; Studienbuch

§ 6 Krankheit; Befreiung und Beurlaubung

§ 7 Mitwirkung im Chor und in Ensembles

§ 8 Mitwirkung bei Veranstaltungen innerhalb und außer-
halb der Hochschule für evangelische Kirchenmusik

§ 9 Organisation der Lehrveranstaltungen; Bekanntma-
chung; Zuweisung und Wechsel der Lehrkraft

§ 10 In-Kraft-Treten

§ 1

Allgemeines

In der Allgemeinen Studienordnung der Hochschule für
evangelische Kirchenmusik sind die allgemeinen Pflichten
der Studierenden der Hochschule für evangelische Kirchen-
musik geregelt. Soweit nicht ausdrücklich anders geregelt,
gilt die Allgemeine Studienordnung der Hochschule für
evangelische Kirchenmusik auch für die Gaststudierenden.

§ 2

Gliederung und Dauer des Studiums

(1) Die Gliederung und die Dauer des Studiums in den
einzelnen Studiengängen sind in den Studien- und Prü-
fungsordnungen der jeweiligen Studiengänge der Hoch-
schule für evangelische Kirchenmusik geregelt.

(2) Die Studierenden sind verpflichtet, ihr Studium so zu
gestalten, dass sie nach Möglichkeit ihr Studienziel in der je-
weils vorgesehenen Regelstudienzeit erreichen. Das Recht
zur Verschiebung der Prüfungen gemäß den Bestimmungen
des Bayerischen Hochschulgesetzes in der jeweils geltenden

Fassung und den Studien- und Prüfungsordnungen der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik bleibt unberührt.

(3) Um ein möglichst reibungsloses und zielgerichtetes
Studium zu ermöglichen, wird in der Allgemeinen Studien-
ordnung der Hochschule für evangelische Kirchenmusik
auch die Mitwirkung von Studierenden an Veranstaltungen
innerhalb und außerhalb der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik geregelt.

§ 3

Vorlesungsverzeichnis; Unterrichtszeiten; Ferien

(1) Rechtzeitig vor Beginn eines jeden Studienjahres in-
formiert ein Vorlesungsverzeichnis über die Lehr- und sons-
tigen Veranstaltungen der Hochschule für evangelische Kir-
chenmusik.

(2) Der Unterricht findet in der Regel montags bis frei-
tags statt. Ausnahmen sind insbesondere für Seminare, Ex-
kursionen und Konzertreisen möglich.

(3) Für die Semesterzeiten, die Unterrichtszeiten und die
unterrichtsfreien Zeiten gilt die Verordnung über die Unter-
richtszeit an den Kunsthochschulen sowie an der Hochschu-
le für Fernsehen und Film in München des Freistaates Bay-
ern vom 5. September 2000 (GVBl S. 734) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 4

Studienfachberatung

(1) Bei Beginn des Studiums kann und nach Abschluss
des zweiten Praktikums gemäß § 3 Abs. 2 der Studien- und
Prüfungsordnung für den Diplomstudiengang Kirchenmu-
sik (B) der Hochschule für evangelische Kirchenmusik
muss der bzw. die Studierende an einer Studienfachberatung
teilnehmen. Studierende, die die Probezeit oder das Vordi-
plom erstmalig nicht bestanden haben, haben spätestens bei
Beginn des folgenden Semesters an einer weiteren Studien-
fachberatung teilzunehmen.

(2) Die Studienfachberatung kann nach Wahl des bzw.
der Studierenden beim Fachgruppenleiter bzw. der Fach-
gruppenleiterin, beim Rektor bzw. der Rektorin oder bei
dem oder der für Aus- und Fortbildung zuständigen Landes-
kirchenmusikdirektor bzw. Landeskirchenmusikdirektorin
wahrgenommen werden. Die Teilnahme an der Studien-
fachberatung wird im Studienbuch testiert.

§ 5

Teilnahmepflicht;
Verbindlichkeit von Veranstaltungen;

Studienbuch

(1) Lehrveranstaltungen der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik sind der regelmäßige Gruppen- und Einzel-

übertragenden Aufgaben geeignet sein. Sie werden für
ihren Dienst vorbereitet und fortgebildet.

3. In § 34 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:

Die Mitarbeiter werden angemessen für ihr Amt be-
auftragt.

b) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2 und erhält folgende
Fassung: Sie werden in der Regel im Gemeindegot-
tesdienst in ihr Amt eingeführt und verpflichtet.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 15. Mai 2001 in Kraft.

D e s s a u ,  den 15. Mai 2001

Evangelische Landeskirche Anhalts
Der Landeskirchenrat

K l a s s o h n

Kirchenpräsident

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern
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unterricht, die regelmäßigen Vorlesungen und Seminare,
Exkursionen, Blockseminare und Kompaktseminare der
Lehrkräfte der Hochschule für evangelische Kirchenmusik
sowie von Gastdozenten bzw. Gastdozentinnen.

(2) Die Studierenden sind zur pünktlichen und regelmäßi-
gen Teilnahme am Unterricht und an den sonstigen verbind-
lichen Veranstaltungen der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik verpflichtet. Dasselbe gilt für Prüfungsveran-
staltungen, für deren Durchführbarkeit die Anwesenheit
auch von Studierenden notwendig ist, die die Prüfung nicht
ablegen. Soweit die Verbindlichkeit nicht in dieser Ordnung
oder der Allgemeinen Prüfungsordnung oder in der Studien-
und Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik geregelt ist,
entscheidet über die Verbindlichkeit der Rektor bzw. die
Rektorin, in Zweifelsfällen der Senat.

(3) Die Studierenden sind verpflichtet, ordnungsgemäß
ein Studienbuch zu führen, in dem für jedes Semester alle
Lehrveranstaltungen, Studienfachberatungen und Praktika
einzutragen sind und die Teilnahme von der jeweiligen
Lehrkraft, dem Studienfachberater bzw. der Studienfachbe-
raterin oder dem Praktikumsbetreuer bzw. der Praktikums-
betreuerin zu testieren ist.

(4) Studierende können zu den Lehrveranstaltungen des
jeweiligen Semesters nur zugelassen werden, wenn sie an
den obligatorischen Lehrveranstaltungen der künstleri-
schen, theoretischen und praktischen Fächer im vorange-
gangenen Semester teilgenommen haben. In besonderen
Fällen können Ausnahmen zugelassen werden. Die Ent-
scheidung trifft der Rektor bzw. die Rektorin im Benehmen
mit den betroffenen Fachlehrern bzw. Fachlehrerinnen.

(5) Teilnahmebescheinigungen und Testate über die Teil-
nahme an obligatorischen Lehrveranstaltungen werden er-
teilt, wenn der bzw. die Studierende bei mindestens 85 v. H.
der Einzelveranstaltungen anwesend war. In besonderen
Fällen können Ausnahmen zugelassen werden. Die Ent-
scheidung trifft der Rektor bzw. die Rektorin im Benehmen
mit den betroffenen Fachlehrern bzw. Fachlehrerinnen.

(6) Über die Teilnahme an Lehrveranstaltungen von
Gastdozenten bzw. Gastdozentinnen können den Studieren-
den auf Antrag gesonderte Teilnahmebescheinigungen aus-
gestellt werden.

§ 6

Krankheit; Befreiung und Beurlaubung

(1) Ist der bzw. die Studierende durch Krankheit oder
andere Gründe verhindert, an einer Lehrveranstaltung teil-
zunehmen, ist dies unverzüglich dem Sekretariat der Hoch-
schule für evangelische Kirchenmusik und in Einzelunter-
richtsfächern auch der betreffenden Lehrkraft mitzuteilen.
Dauert die Abwesenheit mehr als drei Tage, ist ein ärzt-
liches Zeugnis einzureichen. Vor der Wiederaufnahme des
Unterrichts haben sich Studierende im Sekretariat der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik gesund zu
melden.

(2) Der Rektor bzw. die Rektorin kann in begründeten
Fällen vom Unterricht in einzelnen Fächern in der Regel
zeitlich begrenzt befreien. Vor einer diesbezüglichen Be-
freiung ist der jeweilige Fachlehrer bzw. die jeweilige Fach-
lehrerin anzuhören.

(3) Über die Befreiung von einzelnen Unterrichtsstunden
wegen körperlicher Beeinträchtigung entscheidet der jewei-
lige Fachlehrer bzw. die jeweilige Fachlehrerin.

(4) Studierende können aus wichtigem Grund auf schrift-
lichen Antrag für zwei Semester beurlaubt werden. Die Ent-

scheidung trifft der Rektor bzw. die Rektorin. Die Zeit der
Beurlaubung wird nicht auf die Höchststudiendauer ange-
rechnet.

§ 7

Mitwirkung im Chor und in Ensembles

(1) Die Studierenden sind verpflichtet, während des ge-
samten Studiums sowohl am Hochschulchor als auch am
Übungschor teilzunehmen.

(2) Die Studierenden sind verpflichtet, nach Aufforde-
rung durch die jeweilige Fachlehrkraft an Ensembles der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik mitzuwirken,
sofern dadurch der eigene Ausbildungserfolg nicht gefähr-
det wird. In Zweifelsfällen entscheidet der Rektor bzw. die
Rektorin, gegebenenfalls der Senat.

(3) Die Verpflichtung zur Teilnahme an den Chören und
den Ensembles schließt die Teilnahme an notwendigen Prü-
fungs- und Konzertveranstaltungen mit ein.

§ 8

Mitwirkung bei Veranstaltungen innerhalb und außerhalb
der Hochschule für evangelische Kirchenmusik

(1) Die Studierenden haben bei allen Veranstaltungen der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik und den dazu-
gehörigen Proben ohne Honoraranspruch mitzuwirken. Ver-
anstaltungen der Hochschule für evangelische Kirchenmu-
sik sind insbesondere:

1. Studiokonzerte und -aufführungen,

2. öffentliche Konzerte und Aufführungen,

3. Prüfungskonzerte und -veranstaltungen,

4. Konzertreisen.

(2) Die durch die Teilnahme an verbindlichen Veranstal-
tungen entstehenden Kosten müssen für alle zumutbar sein.
Entstehende Kosten, insbesondere bei Veranstaltungen
außerhalb Bayreuths, können auf Antrag erstattet werden.
Hierfür erlässt der Senat der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik eigene Richtlinien. Kosten für Praktika wer-
den von der Hochschule für evangelische Kirchenmusik
nicht erstattet.

(3) Vor der Mitwirkung bei Konzertveranstaltungen
außerhalb der Verantwortlichkeit der Hochschule für evan-
gelische Kirchenmusik sowie vor Übernahme einer Tätig-
keit als Kirchenmusiker bzw. Kirchenmusikerin in einer
Kirchengemeinde hat der bzw. die Studierende dies dem
Fachlehrer bzw. der Fachlehrerin und dem Rektor bzw. der
Rektorin schriftlich zwecks Genehmigung anzuzeigen.

(4) Über die Mitwirkung bei Veranstaltungen außerhalb
der Verantwortlichkeit der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik sowie über die Übernahme einer Tätigkeit als
Kirchenmusiker bzw. Kirchenmusikerin in einer Kirchenge-
meinde findet durch den Fachlehrer bzw. die Fachlehrerin
im Einvernehmen mit dem Rektor bzw. der Rektorin eine
Beratung statt. Die Mitwirkung bei Veranstaltungen außer-
halb der Verantwortlichkeit der Hochschule für evangeli-
sche Kirchenmusik kann untersagt werden,

1. wenn durch sie der Ausbildungserfolg oder die ordnungs-
gemäße Durchführung des Unterrichts gefährdet wird,

2. wenn durch sie die Durchführung hochschuleigener
Veranstaltungen gefährdet wird,

3. wenn zu befürchten ist, dass das Ansehen der Hoch-
schule für evangelische Kirchenmusik in der Öffentlich-
keit Schaden nehmen könnte.



Heft 5, 2002 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 109

§ 9

Organisation der Lehrveranstaltungen;
Bekanntmachung; Zuweisung und Wechsel der Lehrkraft

(1) Ort und Zeit der Lehrveranstaltungen werden zu Be-
ginn eines jeden Studienjahres im Vorlesungsverzeichnis, in
einer Eröffnungsveranstaltung und durch Aushänge be-
kanntgegeben.

(2) Die Studierenden sind verpflichtet, sich über die
Durchführung der sie betreffenden Lehr- und sonstigen Ver-
anstaltungen sowie über sonstige Bekanntmachungen zu in-
formieren. Dies gilt in gleicher Weise für die Bekanntma-
chung von Veranstaltungen und Terminänderungen im
Laufe des Studienjahres.

(3) Die Zuweisung der Studierenden zu den Lehrkräften
im Einzel- und Gruppenunterricht entsprechend den jeweili-
gen Studienordnungen der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik erfolgt durch den Rektor bzw. die Rektorin.
Wünsche der Studierenden auf Zuweisungen zum Einzel-
unterricht bei bestimmten Lehrkräften können berücksich-
tigt werden, ohne dass ein Anspruch darauf besteht. Studie-
rende können während des Studiums innerhalb eines Faches
einmal auf Antrag die Lehrkraft innerhalb der Hochschule
für evangelische Kirchenmusik wechseln. Ein Wechsel der
Lehrkraft ist in der Regel nur zum Studienjahreswechsel
möglich. Der Antrag ist bis zum Ende des Studienjahres an
den Rektor bzw. die Rektorin zu richten. Über den Antrag
wird nach Maßgabe vorhandener Kapazitäten und unter Be-
rücksichtigung pädagogischer Überlegungen im Benehmen
mit den betroffenen Lehrkräften entschieden.

§ 10

In-Kraft-Treten

Diese Allgemeine Studienordnung tritt mit Wirkung vom
1. Oktober 2001 in Kraft.*

M ü n c h e n ,  5. März 2002

Im Auftrag: Rainer B ö t t n e r

Oberkirchenrat

Leiter des Landeskirchenamts

Nr. 87 Allgemeine Prüfungsordnung der Hochschule
für evangelische Kirchenmusik der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern (APO). 
Vom 5. März 2002. (KABl. S. 151)

Aufgrund von § 4 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die
Hochschule für evangelische Kirchenmusik der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern vom 10. April 2000
(KABl S. 190) und von § 24 Abs. 1, 2 der Grundordnung der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik vom 2. August
2000 (KABl S. 342, ber. S. 420) erlässt der Landeskirchen-
rat folgende Allgemeine Prüfungsordnung der Hochschule
für evangelische Kirchenmusik der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern (APO):

I
Allgemeiner Teil

§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Zweck und Arten der Prüfungen

§ 3 Arten der Diplomgrade

§ 4 Prüfungsausschuss

§ 5 Prüfungskommissionen

§ 6 Anerkennung von Studienleistungen und
Prüfungsleistungen

§ 7 Melde- und Prüfungsfristen

§ 8 Versäumnisse; Rücktritt; Täuschung; Ordnungsver-
stoß; Prüfungsmängel

§ 9 Ungültigkeit von Prüfungen

§ 10 Schriftliche Prüfungen

§ 11 Künstlerisch-praktische und mündliche Prüfungen

§ 12 Bewertung der Prüfungsleistungen; Bildung der Fach-
noten und Bildung der Gesamtnote in den Diplomstu-
diengängen

§ 13 Einsicht in die Prüfungsakten

II
Diplomprüfung

§ 14 Gliederung der Diplomprüfung

§ 15 Zulassungsvoraussetzungen; Zulassungsverfahren

§ 16 Art und Umfang der Diplomprüfung

§ 17 Diplomarbeit

§ 18 Nichtbestehen und Wiederholung von Prüfungen in
einzelnen Fächern und der Diplomprüfung insgesamt

§ 19 Zeugnis und Diplom

III
Schlussbestimmungen

§ 20 In-Kraft-Treten

I
Allgemeiner Teil

§ 1

Geltungsbereich

(1) Die Allgemeine Prüfungsordnung der Hochschule für
evangelische Kirchenmusik enthält die Verfahrensbestim-
mungen für alle an der Hochschule abgehaltenen Vor- und
Abschlussprüfungen.

(2) Der Umfang der erforderlichen Lehrveranstaltungen,
die fachbezogenen Voraussetzungen für die Zulassung zu
den Prüfungen und die einzelnen Prüfungsanforderungen
werden in den jeweiligen Studien- und Prüfungsordnungen
der Hochschule für evangelische Kirchenmusik geregelt.

(3) Die Bestimmungen der Allgemeinen Prüfungsord-
nung gehen denen der jeweiligen Studien- und Prüfungsord-
nungen vor.

§ 2

Zweck und Arten der Prüfungen

(1) In der Diplomvorprüfung, die am Ende des Grundstu-
diums Kirchenmusik (B) (viertes Semester) abzulegen ist,
soll der Kandidat bzw. die Kandidatin nachweisen, dass er

* Ausgefertigt aufgrund der Genehmigung des Landeskirchen-
rats in seiner Sitzung vom 11.09.2001 und des Einvernehmens des
Bayerischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst durch Schreiben vom 18.12.2001 Nr. XII/6-K2743/4-12/43
295.
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bzw. sie die fachlichen Voraussetzungen erworben hat, um
das Studium mit Erfolg fortzusetzen.

(2) Die Diplomprüfung bildet den ersten berufsqualifizie-
renden Hochschulabschluss des Diplomstudienganges Kir-
chenmusik (B). Durch die Prüfung soll festgestellt werden,
ob der Kandidat bzw. die Kandidatin die erforderlichen
künstlerischen, pädagogischen und wissenschaftlichen Fä-
higkeiten erworben hat.

(3) Die Diplomprüfungen in den postgradualen Studien-
gängen bilden den Abschluss eines Aufbaustudiums, das
das Bestehen einer Diplomprüfung Kirchenmusik voraus-
setzt.

§ 3

Arten der Diplomgrade

(1) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung im Stu-
diengang Kirchenmusik wird der Grad eines »Diplom-Kir-
chenmusikers (B)« bzw. einer »Diplom-Kirchenmusikerin
(B)« verliehen.

(2) Aufgrund der bestandenen pädagogischen Diplomprü-
fung in den postgradualen Studiengängen mit dem Schwer-
punkt einer instrumentalen Ausbildung wird der Grad eines
»Diplommusiklehrers« bzw. einer »Diplommusiklehrerin«
mit Angabe des künstlerischen Hauptfachs verliehen.

(3) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung in den
postgradualen Studiengängen Musikalische Früherzie-
hung/Musikalische Grundausbildung/Kinderchorleitung
oder Popularmusik mit dem Schwerpunkt einer pädagogi-
schen Ausbildung wird der Grad eines »Diplommusikleh-
rers« bzw. einer »Diplommusiklehrerin« mit Angabe des
Schwerpunktfachs verliehen.

(4) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung in den
postgradualen Studiengängen Gottesdienstliches Orgel-
spiel/Improvisation und Dirigieren (Schwerpunkt Chorlei-
tung) wird der Grad eines »Diplommusikers« bzw. einer
»Diplommusikerin« im Fach Orgelimprovisation bzw. Diri-
gieren (Schwerpunkt Chorleitung) verliehen.

§ 4

Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation und Durchführung der Prüfun-
gen wird ein aus fünf Mitgliedern bestehender Prüfungsaus-
schuss gebildet.

(2) Mitglieder des Prüfungsausschusses sind der Rektor
bzw. die Rektorin als Vorsitzender bzw. Vorsitzende, der
Prorektor bzw. die Prorektorin als stellvertretender Vorsit-
zender bzw. stellvertretende Vorsitzende sowie drei weitere
prüfungsberechtigte Mitglieder der Hochschule für evange-
lische Kirchenmusik, die vom Senat auf die Dauer von drei
Studienjahren bestellt werden.

(3) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der
Prüfung sicher und achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Mit Ausnahme
der eigentlichen Prüfung und deren Bewertung (§ 12 Abs. 1
Satz 1) trifft er alle anfallenden Entscheidungen. Er erlässt
insbesondere die Prüfungsbescheide, nachdem er die Be-
wertung der Prüfungsleistungen auf ihre Rechtmäßigkeit
überprüft hat. In unaufschiebbaren Fällen entscheidet allein
der bzw. die Vorsitzende. Er bzw. sie hat die Mitglieder des
Prüfungsausschusses in der nächsten Sitzung hiervon zu
unterrichten.

Der Prüfungsausschuss kann in widerruflicher Weise die
Erledigung einzelner Aufgaben dem oder der Vorsitzenden
übertragen. Der Prüfungsausschuss bestellt für jeden Prü-

fungstermin und für jedes Prüfungsfach die Prüfungskom-
mission sowie deren Vorsitzenden bzw. Vorsitzende. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses haben Zutritt zu allen
Prüfungen.

(4) Der Prüfungsausschuss kann in begründeten Fällen
das vorzeitige Ablegen von Prüfungen sowie Ausnahmen
(die Prüfungsorte, Prüfungstermine und Meldefristen be-
treffend) genehmigen.

(5) Der Prüfungsausschuss beschließt in Sitzungen. La-
dungen zu Ausschusssitzungen ergehen schriftlich unter Ein-
haltung einer Frist von mindestens drei Tagen. Der Prü-
fungsausschuss ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsge-
mäßer Ladung mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder,
darunter der bzw. die Vorsitzende oder sein bzw. ihr Stell-
vertreter, anwesend sind. Der Prüfungsausschuss beschließt
mit der Mehrheit der in der Sitzung abgegebenen Stimmen.
Stimmenthaltung, geheime Abstimmung und Stimmrechts-
übertragung sind nicht zulässig. Bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme des bzw. der Vorsitzenden den Ausschlag. Für
den Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung gilt Art. 50
des Bayerischen Hochschulgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung entsprechend. Für die Pflicht zur Verschwiegenheit
gilt Art. 18 Abs. 4 des Bayerischen Hochschulgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(6) Bescheide in Prüfungsangelegenheiten, durch die der
Kandidat bzw. die Kandidatin in seinen bzw. ihren Rechten
beeinträchtigt werden kann, bedürfen der Schriftform und sind
zu begründen. Dem Kandidaten bzw. der Kandidatin ist vor
einer ablehnenden Entscheidung rechtliches Gehör zu ver-
schaffen. Widerspruchsbescheide werden vom Rektor bzw.
von der Rektorin im Benehmen mit dem Prüfungsausschuss
und den zuständigen Prüfern bzw. Prüferinnen erlassen.

§ 5

Prüfungskommissionen

(1) Die Prüfungskommissionen haben die Aufgabe, die in
den jeweiligen Fachprüfungsordnungen der Hochschule für
evangelische Kirchenmusik vorgeschriebenen künstlerisch-
praktischen, mündlichen und schriftlichen Prüfungen abzu-
nehmen und eine gegebenenfalls vorgeschriebene Diplom-
arbeit zu beurteilen. Für jedes Prüfungsfach wird eine Prü-
fungskommission gebildet. Diese muss in der Regel aus
mindestens zwei und kann aus höchstens acht Prüfern bzw.
Prüferinnen bestehen.

(2) In eine Prüfungskommission können alle nach dem
Bayerischen Hochschulgesetz und der Hochschulprüferver-
ordnung (BayRS 2210-1-1-6-WFK) in der jeweils geltenden
Fassung prüfungsberechtigten Personen berufen werden.
Der Landeskirchenrat wirkt bei den Prüfungen beratend mit
und bedient sich dabei des zuständigen Landeskirchenmu-
sikdirektors bzw. der zuständigen Landeskirchenmusikdi-
rektorin.

(3) Die Bestellung zu Prüfern bzw. Prüferinnen soll in ge-
eigneter Form bekannt gegeben werden. Ein kurzfristig vor
Beginn der Prüfung aus zwingenden Gründen notwendig wer-
dender Wechsel von Prüfern bzw. Prüferinnen ist zulässig.

(4) Für das Abstimmungsverhalten bei einer Prüfung, den
Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung und die Pflicht
zur Verschwiegenheit gilt § 4 Abs. 5 entsprechend.

§ 6

Anerkennung von Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen

(1) Studienleistungen und Prüfungsleistungen in demsel-
ben Studiengang an anderen Hochschulen oder gleichge-
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stellten Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschul-
rahmengesetzes in der jeweils geltenden Fassung werden
auf Antrag ohne Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt.

(2) Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in an-
deren Studiengängen oder an anderen Ausbildungsstätten
erbracht wurden, können auf Antrag anerkannt werden,
wenn ihre Gleichwertigkeit festgestellt werden kann. Dies
ist der Fall, wenn Studienleistungen und Prüfungsleistungen
in Inhalt, Umfang und Anforderungen denjenigen des ent-
sprechenden Studiums an der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik im Wesentlichen entsprechen.

(3) Erkennt der Prüfungsausschuss Studien- und Prü-
fungsleistungen an, so werden die Noten, soweit die Beno-
tungssysteme vergleichbar sind, übernommen und nach
Maßgabe der vorliegenden Prüfungsordnung in die Berech-
nung der Gesamtnote einbezogen. Bei nicht vergleichbaren
Benotungssystemen wird der Vermerk »bestanden« aufge-
nommen. Eine Kennzeichnung der Anerkennung im Zeug-
nis ist zulässig.

§ 7

Melde- und Prüfungsfristen

(1) Beginn und Dauer der Meldefristen für alle Einzel-
prüfungen werden vom Prüfungsausschuss festgelegt und
rechtzeitig, spätestens vier Wochen vor dem jeweiligen Prü-
fungstermin, durch Aushang bekannt gegeben.

(2) Meldet sich ein Studierender bzw. eine Studierende
aus von ihm bzw. ihr zu vertretenden Gründen nicht so
rechtzeitig ordnungsgemäß zu einer Prüfung, dass er bzw.
sie die für ihre Ablegung in den jeweiligen Studien- und
Prüfungsordnungen der Hochschule für evangelische Kir-
chenmusik vorgeschriebenen Fristen einhalten kann, oder
legt er bzw. sie die Prüfung trotz rechtzeitiger Meldung
nicht ab, so gilt sie als erstmals abgelegt und nicht bestan-
den.

(3) Überschreitet ein Studierender bzw. eine Studierende
die Fristen des Absatzes 2 aus von ihm bzw. ihr nicht zu ver-
tretenden Gründen, gewährt der Prüfungsausschuss auf An-
trag eine Nachfrist.

§ 8

Versäumnisse; Rücktritt; Täuschung;
Ordnungsverstoß; Prüfungsmängel

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit »nicht bestanden«
bewertet, wenn ein Kandidat bzw. eine Kandidatin ohne trif-
tigen Grund eine schriftliche Hausarbeit verspätet abgibt, zu
einem Prüfungstermin nicht erscheint oder nach Beginn der
Prüfung von dieser zurücktritt. Das Vorliegen triftiger
Gründe ist dem bzw. der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses unverzüglich schriftlich anzuzeigen und glaubhaft
zu machen. Im Krankheitsfall ist ein ärztliches Attest vorzu-
legen.

(2) Im Falle eines anerkannten Rücktritts oder Versäum-
nisses werden bereits erbrachte Prüfungsleistungen ange-
rechnet. Dies gilt jedoch nicht für einzelne Teile einer nicht
vollständig abgelegten Prüfung in einem Fach. Der Prü-
fungsausschuss kann bestimmen, dass die versäumten Prü-
fungsleistungen noch während der laufenden Prüfungspha-
se, spätestens aber in der nächsten Prüfungsphase, nachzu-
holen sind.

(3) Versucht ein Kandidat bzw. eine Kandidatin, das Er-
gebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem oder frem-
dem Vorteil zu beeinflussen, so gilt die betreffende Prü-
fungsleistung als mit »nicht bestanden« bewertet. Als Ver-

such gilt schon der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel
nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben. Der Vorgang ist zu
Protokoll zu nehmen. Dem Kandidaten bzw. der Kandidatin
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ein Kandidat
bzw. eine Kandidatin, der bzw. die den ordnungsgemäßen
Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
bzw. der jeweiligen Prüferin oder Aufsichtsführenden von
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen wer-
den. In diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als
mit »nicht bestanden« bewertet.

(4) Eine vor oder während der Prüfung eingetretene Prü-
fungsunfähigkeit muss unverzüglich bei dem bzw. der Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses oder dem bzw. der Vor-
sitzenden der Prüfungskommission geltend gemacht wer-
den. Tritt die Prüfungsunfähigkeit während der Prüfung auf,
ist dies in das Protokoll aufzunehmen. Prüfungsunfähigkeit
muss in jedem Fall vor Bekanntgabe des Prüfungsergebnis-
ses geltend gemacht werden.

(5) Der Kandidat bzw. die Kandidatin kann innerhalb von
drei Tagen verlangen, dass die Entscheidungen nach Ab-
satz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belasten-
de Entscheidungen sind dem Kandidaten bzw. der Kandida-
tin unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 9

Ungültigkeit von Prüfungen

(1) Hat ein Kandidat bzw. eine Kandidatin bei einer Prü-
fung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungs-
ausschuss nachträglich die betreffenden Noten entspre-
chend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für
nicht bestanden erklären. Dem Kandidaten bzw. der Kandi-
datin ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu
einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat bzw. die
Kandidatin hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsa-
che erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so
wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt.
Hat der Kandidat bzw. die Kandidatin die Zulassung vor-
sätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsaus-
schuss unter Beachtung der Bestimmungen des Bayerischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung.

(3) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und
gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung
nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von
fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ausge-
schlossen.

§ 10

Schriftliche Prüfungen

(1) In den schriftlichen Prüfungen soll der Kandidat bzw.
die Kandidatin nachweisen, dass er bzw. sie in begrenzter
Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den
geläufigen Methoden des Faches erkennen und Wege zur
Lösung finden kann.

(2) Schriftliche Prüfungsleistungen sind in der Regel von
zwei Prüfern bzw. Prüferinnen zu bewerten. Die schrift-
lichen Prüfungen einschließlich der Diplomarbeit sind
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ablieferung zu
beurteilen.
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§ 11

Künstlerisch-praktische und mündliche Prüfungen

(1) In den künstlerisch-praktischen Prüfungen soll der
Kandidat bzw. die Kandidatin künstlerisches und techni-
sches Können, Interpretationsfähigkeit, Stilempfinden und
gestalterisches Vermögen durch den Vortrag erarbeiteter
Werke oder die Ausführung von Aufgabenstellungen nach-
weisen.

(2) In den mündlichen Prüfungen soll der Kandidat bzw.
die Kandidatin nachweisen, dass er bzw. sie problembezo-
gen und gegebenenfalls fächerübergreifend Fragestellungen
beantworten kann.

(3) Über jede Prüfung ist durch einen von dem bzw. der
Vorsitzenden der Prüfungskommission zu bestimmenden
Prüfer bzw. Prüferin ein Protokoll anzufertigen. Dieses
muss Tag, Zeit und Ort der Prüfung, die Namen der Prüfer
bzw. Prüferinnen und des Kandidaten bzw. der Kandidatin,
die Gegenstände der Prüfung, die Bewertung und gegebe-
nenfalls eine kurze Beurteilung enthalten. Das Protokoll ist
von allen Prüfern bzw. Prüferinnen zu unterschreiben und
den Prüfungsunterlagen beizufügen.

(4) Die Prüfungen in den künstlerischen Hauptfächern
sind öffentlich. Die anderen Prüfungen können hochschul-
öffentlich sein, wenn der Kandidat bzw. die Kandidatin oder
ein Mitglied der Prüfungskommission nicht widerspricht.
Die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
erfolgen unter Ausschluss der Öffentlichkeit.

§ 12

Bewertung der Prüfungsleistungen;
Bildung der Fachnote und Bildung

der Gesamtnote in den Diplomstudiengängen

(1) Die Urteile über die einzelnen Prüfungsleistungen
werden wie folgt ausgedrückt:

Note 1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung,

Note 2 = gut = eine Leistung, die erheblich über
den durchschnittlichen Anforde-
rungen liegt,

Note 3 = befriedigend = eine Leistung, die den durch-
schnittlichen Anforderungen ge-
nügt,

Note 4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderungen
genügt,

Note 5 = mangelhaft = eine Leistung, die wegen erheb-
licher Mängel den Anforderun-
gen nicht mehr genügt.

Zur differenzierten Bewertung der Leistungen können
Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten-
ziffer um 0,3 gebildet werden, jedoch nur innerhalb des No-
tenrahmens von 1,0 bis 5,0.

(2) Bei unterschiedlicher Beurteilung hinsichtlich einer
Prüfung versuchen die Prüfer bzw. Prüferinnen eine Eini-
gung herzustellen. Kommt diese nicht zustande, wird die
Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten gebil-
det. Dabei wird die Note bis auf zwei Dezimalstellen be-
rechnet; die dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt.
Die Note für die betreffende Prüfungsleistung lautet:

bei einem Durchschnitt bis 1,50: »sehr gut«,

bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50: »gut«,

bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50: »befriedigend«,

bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00: »ausreichend«,

bei einem Durchschnitt von 4,01 an: »nicht bestanden«.

(3) Wird in einem Fach nur eine Prüfungsleistung er-
bracht, so ist die erteilte Note die Fachnote. Werden in
einem Fach mehrere Prüfungsleistungen erbracht, errechnet
sich die Fachnote als Durchschnitt aus den einzelnen Prü-
fungsleistungen. Die Berechnung der Fachnote erfolgt
gemäß Absatz 2. Hierbei kann die jeweilige Studien- und
Prüfungsordnung der Hochschule für evangelische Kirchen-
musik eine unterschiedliche Gewichtung der einzelnen Prü-
fungsleistungen vorsehen.

(4) Nicht bestandene Prüfungen und Teilprüfungen kön-
nen einmal wiederholt werden. Die Wiederholungsprüfung
findet im Verlauf der nächsten beiden folgenden Semester
statt.

(5) Die Prüfungsgesamtnote errechnet sich nach den Be-
stimmungen der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnun-
gen der Hochschule für evangelische Kirchenmusik. Die
Berechnung der Prüfungsgesamtnote erfolgt gemäß Absatz
2. Bei einer Gesamtnote, die nicht schlechter als 1,30 ist,
wird das Prädikat »mit Auszeichnung bestanden« erteilt.

(6) Im Prüfungszeugnis können außergewöhnliche Leis-
tungen auf Beschluss der Prüfungskommission oder des
Prüfungsausschusses gesondert gewürdigt werden.

§ 13

Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens der Diplom-
vorprüfung oder der Diplomprüfung wird dem bzw. der Stu-
dierenden auf Antrag, der binnen einem Monat nach Aus-
händigung des Prüfungszeugnisses bei dem bzw. der Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses zu stellen ist, Einsicht in
seine bzw. ihre schriftlichen Prüfungsarbeiten – einschließ-
lich einer gegebenenfalls erarbeiteten Diplomarbeit – und
die darauf bezogenen Bemerkungen der Prüfer bzw. Prüfe-
rinnen und die Prüfungsprotokolle gewährt. Der bzw. die
Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und
Zeit der Einsichtnahme.

(2) War ein Kandidat bzw. eine Kandidatin ohne eigenes
Verschulden verhindert, die Monatsfrist einzuhalten, gilt
Art. 32 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

II
Diplomprüfung

§ 14

Gliederung der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus vorgezogenen Ab-
schlussprüfungen in den Teilzeitfächern und Prüfungen in
den Vollzeitfächern. Bei den postgradualen pädagogischen
Studiengängen ist die Anfertigung einer Diplomarbeit Be-
standteil der Diplomprüfung.

(2) Die Diplomprüfung wird in zwei Abschnitten abge-
legt. Die Prüfungen in den Teilzeitfächern werden studien-
begleitend abgenommen, wenn die Lehrinhalte des Prü-
fungsfachs im vollen Umfang vermittelt worden sind (Ab-
schnitt 1); Teilabschnitte eines Ausbildungsfaches können
vorab geprüft werden. Näheres regelt die jeweilige Studien-
und Prüfungsordnung der Hochschule für evangelische Kir-
chenmusik. Die Abnahme der Diplomprüfung in den Voll-
zeitfächern (Abschnitt 2) findet am Ende des Studiums statt
und setzt den vollständigen Nachweis der rechtzeitig absol-
vierten Teilzeitfachprüfungen voraus.
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§ 15

Zulassungsvoraussetzungen; Zulassungsverfahren

(1) Voraussetzungen für die Zulassung zur Diplomprü-
fung sind

1. für den Diplomstudiengang Kirchenmusik (B) die be-
standene Diplomvorprüfung,

2. ein ordnungsgemäßes Studium im jeweiligen Studien-
gang, davon mindestens die letzten zwei Semester vor
der Prüfung an der Hochschule für evangelische Kir-
chenmusik,

3. die Erfüllung der sonstigen, in der jeweiligen Studien-
und Prüfungsordnung der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik vorgeschriebenen Zulassungsvorausset-
zungen.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist spätestens bis zum 1.
Juni des Prüfungsjahres schriftlich bei dem bzw. der Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses zu stellen.

(3) Dem Antrag auf Zulassung sind beizufügen:

1. Nachweise über die Erfüllung der Zulassungsvorausset-
zungen gemäß Absatz 1.

2. Nachweis über die regelmäßige Teilnahme an allen Fä-
chern, für die eine Testatpflicht besteht (Vorlage des bis
dahin vollständig testierten Studienbuches). Die Bestäti-
gung der Teilnahme an testatpflichtigen Fächern erfolgt
aufgrund der in der Allgemeinen Studienordnung der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik, im Vorle-
sungsverzeichnis oder bei Beginn der Lehrveranstaltung
durch den zuständigen Fachlehrer bzw. die zuständige
Fachlehrerin genannten Einzelheiten über Art, Umfang
und Kontrolle der zu erbringenden Leistungen.

3. Nachweis über die Teilnahme an den sonstigen verbind-
lichen Veranstaltungen der Hochschule für evangelische
Kirchenmusik.

4. Eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bzw. die Kan-
didatin an einer anderen Hochschule in der gewählten
Fachrichtung eine Vor- oder Abschlussprüfung bereits
endgültig nicht bestanden hat oder in diesem Studien-
gang mit dem Verlust des Prüfungsanspruches exmatri-
kuliert worden ist.

(4) Ist ein Studierender bzw. eine Studierende ohne sein
bzw. ihr Verschulden nicht in der Lage, eine nach Absatz 3
erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise oder
rechtzeitig zu erbringen, so kann der bzw. die Vorsitzende
des Prüfungsausschusses gestatten, den Nachweis auf ande-
re Weise zu führen bzw. eine Nachfrist gewähren.

(5) Mit der Aufnahme in den Prüfungsplan gilt der Be-
werber bzw. die Bewerberin als zur Prüfung zugelassen. Der
Prüfungsplan ist spätestens zwei Wochen vor dem Beginn
der Prüfungen durch Aushang in der Hochschule für evan-
gelische Kirchenmusik bekannt zu machen. Die Entschei-
dung über die Nichtzulassung zur Prüfung wird dem Bewer-
ber bzw. der Bewerberin spätestens zwei Wochen vor Be-
ginn der Prüfung unter Angabe der Gründe schriftlich mit-
geteilt.

§ 16

Art und Umfang der Diplomprüfung

Die zu erbringenden Prüfungsleistungen, die zu stellen-
den Prüfungsanforderungen sowie die Art der jeweiligen
Prüfung (schriftlich, mündlich, praktisch) werden in den je-
weiligen Studien- und Prüfungsordnungen der Hochschule
für evangelische Kirchenmusik geregelt.

§ 17

Diplomarbeit

(1) In der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung der
Hochschule für evangelische Kirchenmusik kann die Erstel-
lung einer Diplomarbeit vorgeschrieben werden. Die Dip-
lomarbeit soll zeigen, dass der Kandidat bzw. die Kandida-
tin in der Lage ist, ein Problem seiner bzw. ihrer Fachrich-
tung selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu be-
arbeiten. Ist eine Diplomarbeit zu fertigen, so erfolgt die
Ausgabe des Themas durch einen Prüfungsberechtigten
über den Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses. Der Kandidat bzw. die Kandidatin kann für das
Thema Vorschläge machen. Das Thema muss spätestens am
Ende des letzten Prüfungssemesters gegeben werden. Der
Ausgabetag ist schriftlich festzuhalten.

(2) Die Zeit von der Themenstellung bis zur Ablieferung
der Diplomarbeit soll sechs Monate nicht überschreiten. Das
Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Drittels
der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Auf begründe-
ten Antrag kann die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zu
weiteren sechs Monaten verlängert werden. Weist der Kan-
didat bzw. die Kandidatin nach, dass er bzw. sie durch ein
unabwendbares Ereignis an der Bearbeitung gehindert ist
oder war, ruht die Bearbeitungsfrist für diese Zeit.

(3) Die Diplomarbeit ist in zwei Exemplaren fristgemäß
bei dem bzw. der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ab-
zuliefern. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.
Wird die Diplomarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, so gilt
sie als »nicht bestanden« bewertet.

(4) Die Diplomarbeit soll gebunden sein und ein Inhalts-
verzeichnis enthalten. Mit der Abgabe hat der Kandidat
bzw. die Kandidatin schriftlich zu versichern, dass er bzw.
sie die Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(5) Die Diplomarbeit wird von zwei Prüfern bzw. Prüfe-
rinnen bewertet. Erstprüfer bzw. Erstprüferin ist in der
Regel derjenige bzw. diejenige, der bzw. die das Thema ge-
stellt hat. Der bzw. die Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses bestellt einen Zweitprüfer bzw. eine Zweitprüferin.

§ 18

Nichtbestehen und Wiederholung von Prüfungen in 
einzelnen Fächern und der Diplomprüfung insgesamt

(1) Die Prüfung ist in einem Fach nicht bestanden, wenn
sie mit »nicht bestanden« bewertet worden ist oder nach § 8
Abs. 1 als mit »nicht bestanden« bewertet gilt. Eine nicht
bestandene Prüfung darf einmal wiederholt werden. Eine
zweite Wiederholungsprüfung ist nicht zulässig.

(2) Die Diplomprüfung ist insgesamt nicht bestanden,
wenn die Note

1. in einem Hauptfach oder

2. in mehr als einem sonstigen Fach oder

3. in einer der Lehrproben im Diplommusiklehrer-Studien-
gang oder

4. in der gegebenenfalls vorgeschriebenen Diplomarbeit
»nicht bestanden« lautet oder nach § 8 Abs. 1 als mit
»nicht bestanden« bewertet gilt.

Wurde die Diplomprüfung nicht bestanden, erhält der
Kandidat bzw. die Kandidatin hierüber einen schriftlichen
Bescheid, in dem das Notenergebnis bzw. die Notenergeb-
nisse angegeben werden.

(3) Ist die Diplomprüfung im Hauptfach oder in mehr als
einem sonstigen Fach nicht bestanden, kann sie einmal in
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Nr. 88 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset-
zes über den Pfarrerausschuss. 
Vom 6. Dezember 2001. (ABl. S. 100)

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen
und Nassau hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Kirchengesetzes über den Pfarrerausschuss

Das Kirchengesetz über den Pfarrerausschuss vom 24.
Juni 1994 (ABl. 1994 S. 157) wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl »vierzehn« durch
»zwölf« ersetzt.

Artikel 2

In-Kraft-Treten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.

F r a n k f u r t  a m  M a i n ,  den 22. Januar 2002

Für den Kirchensynodalvorstand

Dr. S c h ä f e r

Nr. 89 Verwaltungsverordnung über die Elternzeit für
Pfarrerinnen und Pfarrer, Vikarinnen und Vikare
und Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte. 
Vom 22. Januar 2002. (ABl. S. 137)

Die Kirchenleitung hat aufgrund von Artikel 48 Abs. 2 n
der Kirchenordnung folgende Verwaltungsverordnung be-
schlossen:

§ 1
Die Verordnung über die Elternzeit für Bundesbeamte

und Richter im Bundesdienst (Elternzeitverordnung –
EltZV) vom 17. Juli 2001 (BGBl. 2001 S. 1669) in der je-
weils geltenden Fassung ist entsprechend für Pfarrerinnen
und Pfarrer, Vikarinnen und Vikare und Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamte anzuwenden.

§ 2
Die Pfarrerin und der Pfarrer haben während eines Erzie-

hungsurlaubs ohne Dienstbezüge für die Nutzung einer
Dienstwohnung eine Entschädigung in Höhe des Mietwer-
tes zu entrichten. Die Entschädigung kann bei einer außer-
gewöhnlich hohen Belastung des Familieneinkommens mit
Zustimmung der Kirchenverwaltung ermäßigt werden. Dies
gilt nicht, wenn der Ehepartner während des Erziehungsur-
laubs Anspruch auf freie Dienstwohnung hat (§ 11 Abs. 3
PfBesG). Die Nebenkosten sind nach der Regelung für
Dienstwohnungsinhaber zu erstatten.

§ 3
Diese Verwaltungsverordnung tritt mit Wirkung vom 01.

Januar 2002 in Kraft.
D a r m s t a d t ,  den 12. Februar 2002

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
– Kirchenleitung –

Dr. S t e i n a c k e r

den Fächern, die mit »nicht bestanden« bewertet wurden, im
nächsten oder übernächsten Semester wiederholt werden,
sofern nicht dem Prüfungsteilnehmer bzw. der Prüfungsteil-
nehmerin wegen besonderer, von ihm bzw. ihr nicht zu ver-
tretender Gründe, eine Nachfrist gewährt wird. Ist eine nach
der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung vorgezogene
Prüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, so
kann diese Prüfung im nächsten oder übernächsten Semes-
ter wiederholt werden. Gilt die Diplomprüfung gemäß § 7
Abs. 2 als nicht bestanden, sind die nicht bestandenen Teil-
prüfungen im nächsten oder übernächsten Semester zu
wiederholen. Eine zum zweiten Mal nicht bestandene Dip-
lomprüfung führt zur Exmatrikulation.

(4) Wird die Diplomarbeit mit »nicht bestanden« bewer-
tet, so ist auf Antrag, der spätestens vier Wochen nach der
Bekanntgabe der Note für die Diplomarbeit zu stellen ist,
eine Wiederholung mit neuem Thema möglich. Für die
Wiederholung gilt § 17.

(5) Die Wiederholung von Hauptfachprüfungen zum
Zweck der Notenverbesserung ist innerhalb der nächsten
beiden folgenden Semester einmal möglich. Der bzw. die
Studierende, der bzw. die von dieser Möglichkeit Gebrauch
machen möchte, hat keinen Anspruch auf Unterricht.

(6) Die Fristen der Absätze 3 und 4 werden durch Beur-
laubung oder Exmatrikulation nicht unterbrochen.

§ 19

Zeugnis und Diplom

(1) Über die bestandene Diplomprüfung wird ein Dip-
lomzeugnis ausgestellt.

(2) Das Zeugnis enthält die Noten der einzelnen Prü-
fungsfächer mit der Angabe der beiden Dezimalstellen hin-
ter dem Komma, gegebenenfalls das Thema und die Note
der Diplomarbeit sowie die Prüfungsgesamtnote, gegebe-
nenfalls die Zuerkennung des Prädikats »mit Auszeichnung
bestanden« (§ 12 Abs. 5 Satz 3) und gegebenenfalls weitere
Bemerkungen gemäß § 12 Abs. 6.

(3) Das Diplomzeugnis ist von dem bzw. der Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses, einem Vertreter bzw. einer
Vertreterin des Landeskirchenrats und den Hauptfachleh-
rern bzw. Hauptfachlehrerinnen zu unterzeichnen und mit
dem Siegel der Hochschule für evangelische Kirchenmusik
zu versehen. Als Datum ist der Tag anzugeben, an dem alle
Prüfungsleistungen erbracht sind.

III

Schlussbestimmungen

§ 20

In-Kraft-Treten

Diese Allgemeine Prüfungsordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Oktober 2001 in Kraft.*

M ü n c h e n ,  5. März 2002

Im Auftrag: Rainer B ö t t n e r

Oberkirchenrat

Leiter des Landeskirchenamts

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau

* Ausgefertigt aufgrund der Genehmigung des Landeskirchenrats
in seiner Sitzung vom 11.09.2001 und des Einvernehmens des Baye-
rischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst
durch Schreiben vom 18.12.2001 Nr. XII/6-K2743/4-12/43 206.
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Nr. 90 Verordnung zum Schutz vor dem Verlust von in
Datenverarbeitungsanlagen gespeicherten Infor-
mationen der kirchlichen Dienststellen sowie
Werke und Einrichtungen der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)
– Datensicherungsverord-nung –. 

Vom 19. Februar 2002. (ABl. S. 114)

Aufgrund von § 27 Abs. 2 des Kirchengesetzes über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
12. November 1993 (ABl. 1994 S. 14) erlässt der Landes-
kirchenrat folgende Verordnung:

§ 1

Pflicht zur Datensicherung

(1) Werden personenbezogene oder sonstige dienstliche
Daten gespeichert, sind Datensicherungen durchzuführen.
Diese müssen neben den gespeicherten Daten auch die Kon-
figurationsdateien der eingesetzten Verfahren und des Be-
triebssystems umfassen.

(2) Für dienstliche Daten ohne Personenbezug kann die
datenverarbeitende Stelle unter Beachtung geltender
Rechtsvorschriften Ausnahmen zulassen. Insbesondere
kann auf die Sicherung verzichtet werden, wenn alle Daten
und Konfigurationsdateien anderweitig gesichert werden
oder wenn alle Daten und Konfigurationsdateien ohne grö-
ßere Umstände von einer anderen Stelle in der erforder-
lichen Aktualität beschafft werden können.

§ 2

Anforderungen an die Datensicherung

(1) Es sind mindestens drei Generationen von Datensi-
cherungen zu führen. Bei einer neuen Datensicherung wird
die jeweils am weitesten zurückliegende Datensicherung
überschrieben.

(2) Dateien, die gespeichert werden sollen, sind vorab auf
Computerviren zu untersuchen, es sei denn, die Stelle ist im
Rahmen der geltenden Regelungen nicht zum Einsatz eines
Virenschutzprogramms verpflichtet.

(3) Werden die Daten unverschlüsselt gesichert, muss
eine sichere Aufbewahrungsmöglichkeit für die Datenträger
zur Verfügung stehen (z. B. Kleinsafe). Ist keine hinrei-
chend sichere Aufbewahrungsmöglichkeit vorhanden, sind
die Daten verschlüsselt zu sichern. In diesem Falle sind die
dazu verwendeten Schlüsselwörter bei der Stellenleitung zu
hinterlegen und gegen Verlust und unberechtigte Zugriffe
zu schützen.

§ 3

Häufigkeit der Datensicherungen

(1) Die Häufigkeit der Datensicherungen richtet sich da-
nach, in welchem Umfang Dateneingaben oder Datenverän-
derungen nochmals durchgeführt werden könnten, ohne die
dienstlichen Abläufe der Stelle erheblich zu beeinträchti-
gen. Die datenverarbeitende Stelle gibt für die einzelnen
eingesetzten EDV-Verfahren die Zeiträume oder sonstige
Richtwerte vor. Soweit erforderlich, ist eine weiter zurück-
liegende Datensicherung zu halten.

(2) Für die Zeiträume zwischen den Datensicherungen
müssen die Quellen der Dateneingaben oder Datenverände-
rungen vorgehalten werden.

§ 4

Umgang mit abgeschlossenen Vorgängen

Für die Registratur ist unverzüglich ein Ausdruck (Hard-
copy) zu erstellen. Zur Gewährleistung der Wiederauffind-
barkeit ist auf Schriftstücken die umfassende Dateikennung
(Dateiname und Pfad) anzubringen.

§ 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zum 1. April 2002 in Kraft.

S p e y e r ,  19. Februar 2002

Der Landeskirchenrat

Nr. 91 Verordnung zum Schutz vor missbräuchlicher
Einflussnahme durch Computerviren auf Pro-
gramme und Daten auf Datenverarbeitungsanla-
gen der kirchlichen Dienststellen sowie Werke
und Einrichtungen der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche) – Compu-
tervirenschutzverordnung –. 

Vom 19. Februar 2002. (ABl. S. 115)

Aufgrund von § 27 Abs. 2 des Kirchengesetzes über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
12. November 1993 (ABl. 1994 S. 14) erlässt der Landes-
kirchenrat folgende Verordnung:

§ 1

Pflicht zu Maßnahmen zum Schutz vor Computerviren

(1) Jede kirchliche Stelle, die eine Datenverarbeitungsan-
lage betreibt, muss ausreichende Maßnahmen zum Schutz
vor Computerviren treffen. In der Regel ist dazu ein aktuel-
les Programm zum Erkennen und Unschädlichmachen von
Computerviren (Virenschutzprogramm) einzusetzen. Com-
puterviren sind alle Arten von Programmen und Daten, die
darauf angelegt sind, von berechtigten Benutzern von Da-
tenverarbeitungsanlagen ungewollte Auswirkungen hervor-
zubringen.

(2) Vom Einsatz eines Virenschutzprogramms kann ab-
gesehen werden, wenn

a) kein Internetzugang betrieben wird und

b) ausschließlich Daten übertragen werden, die von Stellen
stammen, bei denen ein ständig aktualisiertes Viren-
schutzprogramm im Einsatz ist und

c) die Datenverarbeitungsanlage von fachkundiger Seite so
eingestellt wird, dass der Startvorgang von eingebauten
Festplatten aus erfolgt und

d) wechselbare Datenträger (z. B. Disketten) unmittelbar
nach der Datenübertragung aus dem entsprechenden
Laufwerk entfernt werden.

(3) Die Maßnahmen nach Absatz 2 c) und d) sollen auch
dann durchgeführt werden, wenn ein Virenschutzprogramm
im Einsatz ist.

Evangelische Kirche der Pfalz
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§ 2

Anforderungen an die Virenschutzprogramme

Es sollen nur Virenschutzprogramme eingesetzt werden,
die die Datenverarbeitungsanlage ständig (im Hintergrund)
überwachen, auch vor auf Ausforschung angelegte Pro-
gramme (so genannte »Trojanische Pferde«) schützen und,
wenn ein Internet-Zugang vorhanden ist, auch Funktionen
zu dessen Absicherung enthalten.

§ 3

Vorsichtsmaßnahmen im Umgang mit E-Mails

In E-Mails enthaltene Aufforderungen zur Verteilung an
weitere Empfänger müssen immer überprüft werden. Es ist
festzustellen, ob ein dienstliches Interesse an der Verteilung
besteht. Warnmeldungen, z. B. über Computerviren, sollen
nicht weitergeleitet werden. Über sie ist der Landeskirchen-
rat oder der landeskirchliche Beauftragte für den Daten-
schutz zu informieren.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zum 1. April 2002 in Kraft.

S p e y e r ,  19. Februar 2002

Der Landeskirchenrat

Nr. 92 Verordnung zur Verschlüsselung von Daten auf
Datenverarbeitungsanlagen der kirchlichen
Dienststellen sowie Werke und Einrichtungen
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche) – Datenverschlüsselungsver-
ordnung –. 
Vom 19. Februar 2002. (ABl. S. 117)

Aufgrund von § 27 Abs. 2 des Kirchengesetzes über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
12. November 1993 (ABl. 1994 S. 14) erlässt der Landes-
kirchenrat folgende Verordnung:

§ 1

Pflicht zur Verschlüsselung

(1) Personenbezogene Daten und andere Daten, die einer
Verschwiegenheitspflicht unterliegen, sind verschlüsselt zu
speichern. Bei anderen dienstlichen Daten liegt die Ver-
schlüsselung im Ermessen der speichernden Stelle, soweit
nicht eine Rechtsvorschrift sie vorschreibt.

(2) Von einer Verschlüsselung kann nur dann abgesehen
werden, wenn

a) die Daten auf einer Datenverarbeitungsanlage gespei-
chert sind, die sich in einem sicher verschlossenen
Raum befindet, zu dem ausschließlich Personen Zutritt
haben, die mit Systemadministrations- und Wartungsar-
beiten beauftragt sind und wenn das eingesetzte Be-
triebssystem und sonstige Schutzmaßnahmen hinrei-
chend gewährleisten, dass über angeschlossene Daten-
verarbeitungsanlagen auf die Daten nur befugt zugegrif-
fen werden kann, oder

b) die Daten zur Veröffentlichung bestimmt sind, oder

c) die speichernde Stelle die Daten veröffentlichen dürfte
oder die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen ent-

nommen werden können, soweit keine überwiegenden
schutzwürdigen Interessen von betroffenen Personen
entgegenstehen, oder

d) es sich um personenbezogene Daten handelt, die zur
Protokollierung, Feststellung der Zugriffsberechtigun-
gen und zu sonstigen Kontrollzwecken dienen und aus
verarbeitungstechnischen Gründen unverschlüsselt blei-
ben müssen. Pass- und Kennwörter müssen verschlüs-
selt gespeichert werden.

(3) Werden personenbezogene Daten mit Hilfe von Ein-
richtungen zur Datenübertragung an andere Stellen über-
mittelt, sind sie verschlüsselt zu übertragen. Davon kann ab-
gesehen werden, wenn

a) eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht oder

b) eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirch-
liche Interessen nicht entgegenstehen,

c) die Daten nach Absatz 2 Buchst. b) und c) unverschlüs-
selt gespeichert werden dürfen und der unverschlüssel-
ten Übermittlung keine überwiegenden schutzwürdigen
Interessen von betroffenen Personen entgegenstehen
oder

d) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung
der Rechte einer Person erforderlich ist.

§ 2

Anforderungen an die Verschlüsselung

(1) Die Verschlüsselung ist entweder mit vorhandenen
Verschlüsselungsmöglichkeiten der Anwendungen, mit
denen die Daten verarbeitet werden, durchzuführen oder es
sind Verschlüsselungsmöglichkeiten des verwendeten Be-
triebssystems oder ein Verschlüsselungsprogramm einzu-
setzen.

(2) Es sollen nur Verschlüsselungsprogramme installiert
werden,

a) die beim erstmaligen Zugriff auf verschlüsselte Daten
innerhalb einer PC-Sitzung selbsttätig zur Eingabe von
Benutzernamen und Kennwort auffordern,

b) bei denen die Daten auf den verwendeten Massenspei-
chern (z. B. Festplatten) ständig verschlüsselt bleiben
und

c) die eine Abmeldung vom Verschlüsselungsprogramm
erlauben, so dass beim nächsten Zugriff auf verschlüs-
selte Daten innerhalb derselben PC-Sitzung wiederum
zur Eingabe von Benutzername und Kennwort aufgefor-
dert wird.

§ 3

Alle Kennwörter, die zur Verschlüsselung dienstlicher
Daten benutzt werden, müssen der Dienststellenleitung be-
kanntgegeben werden, wenn nicht rechtliche Regelungen
oder eine Dienstanweisung entgegenstehen.

§ 4

Inkrafttreten

Die Pflicht zur Verschlüsselung tritt am 1. April 2002 in
Kraft. Mit Stellen, die nicht über eine Verschlüsselungs-
möglichkeit verfügen, können bis zum 1. Januar 2004 den-
noch über Internet oder E-Mail Daten mit Hilfe von Ein-
richtungen zur Datenübertragung ausgetauscht werden.

S p e y e r ,  19. Februar 2002

Der Landeskirchenrat
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Nr. 93 Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung
der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst (Arbeits-
rechtsregelungsgesetz – ARRG). 
Vom 11. Januar 2002. (KABl. S. 109)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Grundsatz

Der Dienst in der Kirche ist durch den Auftrag der Ver-
kündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Der
Gehorsam gegenüber diesem Auftrag erfordert eine vertrau-
ensvolle, partnerschaftliche Zusammenarbeit von kirch-
lichen Leitungsorganen sowie von kirchlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern und findet auch in der Gestaltung
des kirchlichen Arbeitsrechts seinen Ausdruck.

§ 2

Bildung und Aufgaben der 
Rheinisch-Westfälisch-Lippischen 

Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Für die Ordnung und Fortentwicklung der Arbeitsbe-
dingungen der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter
sowie der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Ausbildung wird für den Bereich der
Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen
Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche
sowie ihrer Diakonischen Werke eine Rheinisch-Westfä-
lisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kommission (ARK-
RWL) gebildet.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission hat die Aufgabe,
Regelungen zu treffen, die den Inhalt, die Begründung und
die Beendigung von Arbeitsverhältnissen betreffen (Ar-
beitsrechtsregelungen).

(3) Die Arbeitsrechtliche Kommission wirkt darüber hi-
naus bei sonstigen Regelungen von arbeitsrechtlicher Be-
deutung beratend mit.

§ 3

Verbindlichkeit der Arbeitsrechtsregelungen

(1) Die von der Arbeitsrechtlichen Kommission nach § 2
Absatz 2 und die von der Rheinisch-Westfälisch-Lippischen
Arbeitsrechtlichen Schiedskommission nach § 19 beschlos-
senen Arbeitsrechtsregelungen sind verbindlich und wirken
normativ. Die Arbeitsrechtsregelungen treten mit dem darin
bestimmten Datum in Kraft.

(2) Es dürfen nur Arbeitsverträge geschlossen werden,
die den von der Arbeitsrechtlichen Kommission und der Ar-
beitsrechtlichen Schiedskommission beschlossenen Ar-
beitsrechtsregelungen entsprechen.

§ 4

Kirchlicher Dienst

Kirchlicher Dienst im Sinne dieses Kirchengesetzes ist
die berufliche Beschäftigung sowie die Beschäftigung zur
Ausbildung bei einer öffentlich-rechtlichen kirchlichen
Körperschaft im Bereich der Evangelischen Kirche im

Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und
der Lippischen Landeskirche, beim Diakonischen Werk der
Evangelischen Kirche im Rheinland, Diakonischen Werk
der Evangelischen Kirche von Westfalen oder Diakonischen
Werk der Lippischen Landeskirche sowie bei einem ande-
ren Rechtsträger, der einem dieser Diakonischen Werke an-
geschlossen ist.

Abschnitt 2
Arbeitsrechtliche Kommission

§ 5

Zusammensetzung der Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören acht-
zehn Mitglieder an. Neun Mitglieder werden als Vertrete-
rinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im kirchlichen Dienst entsandt. Neun Mitglieder werden als
Vertreterinnen oder Vertreter der kirchlichen Arbeitgeber
entsandt.

(2) Für jedes Mitglied wird eine bestimmte Stellvertrete-
rin oder ein bestimmter Stellvertreter bestellt. Im Vertre-
tungsfall nimmt das stellvertretende Mitglied alle Rechte
und Pflichten eines ordentlichen Mitgliedes wahr. Die ent-
sendenden Stellen nach Absatz 1 können für die von ihnen
entsandten stellvertretenden Mitglieder allgemein oder für
die einzelne Sitzung eine von Satz 1 abweichende Regelung
treffen. Werden allgemein abweichende Regelungen getrof-
fen, sind diese der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrecht-
lichen Kommission mitzuteilen.

(3) Ordentliches Mitglied oder stellvertretendes Mitglied
kann nur sein, wer die Befähigung zum Amt einer Presbyte-
rin oder eines Presbyters oder einer oder eines Kirchenältes-
ten in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder zu entsprechenden Ämtern in einer evan-
gelischen Freikirche, die einem Diakonischen Werk einer
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ange-
schlossen ist, besitzt oder ordinierte Amtsträgerin oder ordi-
nierter Amtsträger in einer dieser Kirchen ist.

§ 6

Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst

(1) Die Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst werden durch die
Mitarbeitervereinigungen entsandt, in denen mindestens
dreitausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Be-
reich der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evange-
lischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landes-
kirche sowie ihrer Diakonischen Werke zusammenge-
schlossen sind. Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertre-
ter, die von den einzelnen Mitarbeitervereinigungen ent-
sandt werden, richtet sich nach dem zahlenmäßigen Ver-
hältnis der in diesen Vereinigungen zusammengeschlosse-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Stichtag für die Fest-
stellung der Zahlen nach Satz 1 und 2 ist der Tag, der drei
Monate vor Beginn der jeweiligen Amtszeit der Arbeits-
rechtlichen Kommission liegt.

(2) Zwei Drittel der von den Mitarbeitervereinigungen
entsandten Vertreterinnen und Vertreter müssen im kirch-
lichen Dienst tätig sein.

(3) Die Mitarbeitervereinigungen einigen sich auf die
Zahl der von jeder einzelnen Mitarbeitervereinigung nach
Absatz 1 zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter.

Evangelische Kirche im Rheinland
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Kommt bis spätestens drei Monate vor Ablauf der bisherigen
Amtszeit (§ 8 Abs. 1 Satz 1) eine Einigung nicht zustande,
entscheidet die oder der Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission auf Grund der Mitgliederzahlen, die ihr
oder ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind.

(4) Die Entscheidung, welche Vertreterinnen und Vertre-
ter in die Arbeitsrechtliche Kommission entsandt werden,
wird der oder dem bisherigen Vorsitzenden der Arbeits-
rechtlichen Kommission mitgeteilt.

(5) Scheidet eine Mitarbeitervereinigung aus der Mitar-
beit in der Arbeitsrechtlichen Kommission aus, werden für
die von ihr entsandten ausscheidenden Vertreterinnen und
Vertreter von den verbleibenden Mitarbeitervereinigungen
für den Rest der Amtszeit nach Maßgabe der Absätze 1 bis
4 neue Vertreterinnen oder Vertreter entsandt.

§ 7

Vertreterinnen und Vertreter der kirchlichen Arbeitgeber

(1) Für die kirchlichen Arbeitgeber entsenden die Evan-
gelische Kirche im Rheinland und die Evangelische Kirche
von Westfalen und deren Diakonischen Werke jeweils zwei
Vertreterinnen oder Vertreter, die Lippische Landeskirche
und deren Diakonisches Werk eine gemeinsame Vertreterin
oder einen gemeinsamen Vertreter. Satz 1 gilt entsprechend
für die Entsendung der als stellvertretende Mitglieder zu
entsendenden Vertreterinnen und Vertreter.

(2) § 6 Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 8

Amtszeit, Amtsdauer

(1) Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission be-
trägt vier Jahre.

(2) Die Mitglieder werden für die Dauer einer Amtszeit,
bei einer Nachentsendung für den Rest der laufenden Amts-
zeit der Arbeitsrechtlichen Kommission entsandt. Sie blei-
ben bis zur Übernahme der Amtsgeschäfte durch die neu in
die Arbeitsrechtliche Kommission entsandten Mitglieder im
Amt.

(3) Die erneute Entsendung der bisherigen ordentlichen
und stellvertretenden Mitglieder ist zulässig.

(4) Das Amt eines ordentlichen Mitgliedes oder eines
stellvertretenden Mitgliedes endet vor Ablauf der Amtszeit,
wenn eine der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft ent-
fällt oder wenn es sein Amt niederlegt oder von der entsen-
denden Stelle abberufen wird. In diesem Fall wird von der
Stelle, die die Ausgeschiedene oder den Ausgeschiedenen
entsandt hatte, für den Rest der Amtszeit der Arbeitsrecht-
lichen Kommission unverzüglich ein neues ordentliches
oder stellvertretendes Mitglied entsandt. Bis zur Entsen-
dung des neuen ordentlichen Mitgliedes nimmt dessen Stell-
vertreterin oder Stellvertreter die frei gewordene Stelle ein.
Bei deren oder dessen Verhinderung kann für eine einzelne
Sitzung ein anderes stellvertretendes Mitglied dazu be-
stimmt werden, die freie Stelle einzunehmen. Satz 4 gilt ent-
sprechend beim Ausscheiden eines stellvertretenden Mit-
gliedes bis zur Entsendung des neuen stellvertretenden Mit-
gliedes.

§ 9

Rechtsstellung der Mitglieder 
der Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist unabhängig.
Ihre Mitglieder sind in ihren Entscheidungen an Weisungen
nicht gebunden. Sie handeln in Bindung an die Bekenntnis-

grundlagen ihrer Kirche. In der Ausübung ihres Amtes dür-
fen die Mitglieder nicht behindert werden. Die ordentlichen
und die stellvertretenden Mitglieder dürfen wegen ihrer Tä-
tigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission weder be-
nachteiligt noch begünstigt werden. Sie führen ihr Amt un-
entgeltlich; notwendige Auslagen und entgangener Arbeits-
lohn werden ihnen erstattet.

(2) Einem ordentlichen Mitglied oder einem stellvertre-
tenden Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission darf
nur gekündigt werden, wenn ein Grund zur außerordent-
lichen Kündigung vorliegt oder wenn die Dienststelle ganz
oder teilweise aufgelöst wird und die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter aus betrieblichen Gründen nicht anderweitig be-
schäftigt werden kann. Wird die Dienststelle aufgelöst, ist
die Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auflösung zu-
lässig, es sei denn, dass wegen zwingender betrieblicher
Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden
muss. Satz 1 gilt entsprechend für die Kündigung von ehe-
maligen ordentlichen Mitgliedern und stellvertretenden
Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission innerhalb
eines Jahres nach Beendigung ihres Amtes.

(3) Den im kirchlichen Dienst beschäftigten Mitgliedern
der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die für ihre Tätigkeit
in der Arbeitsrechtlichen Kommission notwendige Zeit
ohne Minderung ihrer Bezüge oder ihres Erholungsurlaubs
innerhalb der allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren.

(4) Die als Vertreterinnen und Vertreter der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst entsandten or-
dentlichen Mitglieder, die im kirchlichen Dienst beschäftigt
werden, sind auf ihren Antrag zur Wahrnehmung ihrer
Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission von ihrer
übrigen dienstlichen Tätigkeit jeweils bis zur Hälfte der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit freizustellen. Die
Freistellung erfolgt jeweils bis zum Ablauf der Amtszeit der
Arbeitsrechtlichen Kommission. Den Anstellungsträgern
werden die Bruttopersonalkosten für freigestellte Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die dem Anteil der Zeit der Frei-
stellung zu der mit den freigestellten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern jeweils vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit
entsprechen, auf Anforderung erstattet.

(5) Die Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission
gilt als Dienst im Sinne der Unfallfürsorgebestimmungen.

(6) Zur Tätigkeit in der Arbeitsrechtlichen Kommission
gehören insbesondere die Teilnahme an deren Sitzungen
sowie an den Sitzungen ihrer Fachgruppen, Ausschüsse und
Arbeitsgruppen und die Vorbereitung darauf sowie die
damit verbundene notwendige Reisezeit.

§ 10

Fachgruppen

(1) Innerhalb der Arbeitsrechtlichen Kommission werden
zwei Fachgruppen gebildet, die aus jeweils zehn Mitglie-
dern bestehen.

(2) Die Fachgruppe I besteht aus den vier von der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kir-
che von Westfalen entsandten ordentlichen Mitgliedern und
dem von der Lippischen Landeskirche und deren Diakoni-
schem Werk entsandten ordentlichen Mitglied oder stellver-
tretenden Mitglied sowie fünf von den Mitarbeitervereini-
gungen bestimmten ordentlichen Mitgliedern. Die Mitar-
beitervereinigungen können anstelle eines der von ihnen zu
bestimmenden Mitglieder ein stellvertretendes Mitglied
bestimmen.

(3) Die Fachgruppe II besteht aus den vier von den Dia-
konischen Werken der Evangelischen Kirche im Rheinland
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und der Evangelischen Kirche von Westfalen entsandten or-
dentlichen Mitgliedern und dem von der Lippischen Lan-
deskirche und deren Diakonischem Werk entsandten or-
dentlichen Mitglied oder stellvertretenden Mitglied sowie
fünf von den Mitarbeitervereinigungen bestimmten ordent-
lichen Mitgliedern. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die zu Mitgliedern der Fachgruppen bestellten or-
dentlichen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
werden von den für sie bestellten stellvertretenden Mitglie-
dern vertreten. Die zu Mitgliedern der Fachgruppen bestell-
ten stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission werden von den Mitgliedern vertreten, zu
deren Stellvertreterin oder Stellvertreter sie bestellt sind.

(5) Die Entscheidung der Mitarbeitervereinigungen
sowie die Entscheidung der Lippischen Landeskirche und
ihres Diakonischen Werkes, welche Vertreterinnen oder
Vertreter für die jeweilige Fachgruppe bestimmt werden,
werden der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen
Kommission mitgeteilt. Hat ein vorzeitig ausgeschiedenes
ordentliches oder stellvertretendes Mitglied einer Fachgrup-
pe angehört, tritt das nach § 6 Absatz 5 oder § 8 Absatz 4
nachentsandte ordentliche oder stellvertretende Mitglied
auch in der Fachgruppe an dessen Stelle.

§ 11

Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission wird von ihrer
oder ihrem bisherigen Vorsitzenden zu ihrer ersten Sitzung
eingeladen und bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden ge-
leitet.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus der
Mitte ihrer ordentlichen Mitglieder jeweils für die Dauer
eines Jahres eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertreten-
den Vorsitzenden. Die oder der Vorsitzende ist im jähr-
lichen Wechsel aus der Gruppe der als Vertreterinnen und
Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirch-
lichen Dienst entsandten Mitglieder oder aus der Gruppe der
anderen Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission zu
wählen. Die oder der stellvertretende Vorsitzende ist aus der
jeweils anderen Gruppe zu wählen.

(3) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission
werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden nach
Bedarf unter Angabe der Tagesordnung einberufen und ge-
leitet. Sitzungen müssen einberufen werden, wenn es von
mindestens sechs ordentlichen Mitgliedern unter Angabe
der Beratungsgegenstände beantragt wird. Die erforder-
lichen Arbeitsunterlagen sind möglichst mit der Einladung
zu versenden.

(4) Jedes Mitglied hat das Recht, Punkte zur Beratung in
der Arbeitsrechtlichen Kommission vorzuschlagen und An-
träge zu stellen.

(5) Die Arbeitsrechtlichen Kommission ist beschlussfä-
hig, wenn mindestens vierzehn ihrer Mitglieder einschließ-
lich der oder des Vorsitzenden anwesend sind.

(6) Die Arbeitsrechtlichen Kommission beschließt in An-
gelegenheiten des § 2 Absatz 2, soweit nicht in diesem Kir-
chengesetz etwas anderes bestimmt ist, mit den Stimmen
von mindestens vierzehn der anwesenden Mitglieder. In an-
deren Angelegenheiten beschließt sie mit den Stimmen von
mehr als der Hälfte der anwesenden Mitglieder.

(7) Über die Beratungen und die Beschlüsse der Arbeits-
rechtlichen Kommission ist ein Protokoll zu fertigen. Das
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und von der
Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen.

(8) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission
sind nicht öffentlich. Sachkundige Beraterinnen und Berater
können zu einzelnen Tagesordnungspunkten hinzugezogen
werden.

(9) Zur Regelung weiterer Einzelheiten der Geschäftsfüh-
rung gibt sich die Arbeitsrechtliche Kommission eine Ge-
schäftsordnung, die der Zustimmung von mehr als der Hälf-
te der anwesenden Mitglieder bedarf.

(10) Für ihre Tätigkeit steht der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission eine Geschäftsstelle zur Verfügung. Das Nähere
regelt die Arbeitsrechtliche Kommission in der Geschäfts-
ordnung.

(11) Die Kosten, die für die ordentlichen und die stellver-
tretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
entstehen, werden von den entsendenden Stellen (§§ 6 und
7) getragen. Die Kosten der Geschäftsführung der Arbeits-
rechtlichen Kommission, die Kosten für die Erstattung der
Personalkosten freigestellter Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter (§ 9 Absatz 4) und die Kosten für die Unterstützung
der Mitarbeitervereinigungen (§ 13) tragen die Landeskir-
chen und die Diakonischen Werke; sie verständigen sich
über die zu tragenden Anteile. Satz 2 gilt entsprechend für
die Kosten, die für die auf Vorschlag der entsendenden Stel-
len von der Arbeitsrechtlichen Kommission hinzugezoge-
nen sachkundigen Beraterinnen und Berater durch deren Tä-
tigkeit entstehen.

§ 12

Geschäftsführung der Fachgruppen

(1) Die jeweilige Fachgruppe wird von der oder dem Vor-
sitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommission zu ihrer ers-
ten Sitzung eingeladen und bis zur Wahl ihrer oder ihres
Vorsitzenden geleitet.

(2) Für die Wahl der oder des Vorsitzenden sowie die
Einberufung und Leitung der Sitzungen der Fachgruppe gilt
§ 11 Absatz 2 und 3 entsprechend.

(3) Jedes Mitglied der Fachgruppe hat das Recht, im Zu-
sammenhang mit den der Fachgruppe zugewiesenen Ange-
legenheiten Anträge zu stellen.

(4) Die Fachgruppe ist beschlussfähig, wenn mindestens
acht Mitglieder einschließlich der oder des Vorsitzenden der
Fachgruppe anwesend sind.

(5) Die Fachgruppe beschließt in ihr zur Entscheidung
zugewiesenen Angelegenheiten nach § 2 Absatz 2 mit den
Stimmen von mindestens acht der anwesenden Mitglieder.
Die so beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen gelten als
von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossene Ar-
beitsrechtsregelung; § 15 Absatz 4 bleibt unberührt.

(6) In anderen Angelegenheiten beschließt die Fachgrup-
pe mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesen-
den Mitglieder.

(7) Für die Protokollführung, die Nichtöffentlichkeit der
Sitzungen und die Hinzuziehung sachkundiger Beraterinnen
oder Berater gilt § 11 Absatz 7 und 8 entsprechend.

(8) Für ihre Tätigkeit steht der Fachgruppe die Geschäfts-
stelle der Arbeitsrechtlichen Kommission zur Verfügung.

(9) Die Kosten, die für die Tätigkeit der ordentlichen und
der stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission in der Fachgruppe entstehen, werden von den
entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) getragen. Die Kosten der
Geschäftsführung der Fachgruppe I sowie die Kosten, die
für die auf Vorschlag der entsendenden Stellen von der
Fachgruppe hinzugezogenen sachkundigen Beraterinnen
und Berater durch deren Tätigkeit entstehen, werden von
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der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen zu gleichen Teilen getragen.
Die Kosten der Geschäftsführung der Fachgruppe II sowie
die Kosten, die für die auf Vorschlag der entsendenden Stel-
len von der Fachgruppe hinzugezogenen sachkundigen Be-
raterinnen und Berater durch deren Tätigkeit entstehen, wer-
den von den Diakonischen Werken der Evangelischen Kir-
che im Rheinland und der Evangelischen Kirche von West-
falen zu gleichen Teilen getragen.

(10) Weitere Einzelheiten der Geschäftsführung der
Fachgruppe können in der Geschäftsordnung nach § 11 Ab-
satz 9 bestimmt werden.

§ 13

Unterstützung der Mitarbeitervereinigungen

(1) Die in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertrete-
nen Mitarbeitervereinigungen erhalten zusammen im Ka-
lenderjahr eine finanzielle Unterstützung in Höhe der Jah-
resgrundvergütung eines Angestellten aus der Endstufe der
Vergütungsgruppe II BAT-KF. Diese Mittel sind für die Tä-
tigkeit der von ihnen in die Arbeitsrechtliche Kommission
entsandten ordentlichen Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder und für die Inanspruchnahme fachlicher Bera-
tung durch sachverständige Personen zu verwenden. Die
ordnungsgemäße Verwendung der Mittel wird dem Rech-
nungsprüfungsamt der Evangelischen Kirche im Rheinland
nachgewiesen.

(2) Die Mitarbeitervereinigungen erhalten die Unterstüt-
zung durch Überweisung an diejenige unter ihnen, die am
stärksten in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertreten
ist. Sie verständigen sich über die Anteile der Unterstüt-
zung, die jede von ihnen erhält. Kommt bis spätestens drei
Monate nach der Überweisung eine Einigung nicht zustan-
de, entscheidet der oder die Vorsitzende der Verwaltungs-
kammer der Evangelischen Kirche im Rheinland.

Abschnitt 3
Verfahren der Arbeitsrechtsregelung

§ 14

Tätigwerden der Arbeitsrechtlichen Kommission

(1) Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Arbeitsrecht-
liche Kommission tätig auf Grund

1. von Anträgen der in ihr vertretenen Landeskirchen, Dia-
konischen Werke und Mitarbeitervereinigungen,

2. von Anträgen ihrer Mitglieder,

3. eigenen Beschlusses,

4. von Zurückverweisungen durch die Arbeitsrechtliche
Schiedskommission nach § 15 Absatz 6 Satz 2.

(2) Die Fachgruppen werden tätig, wenn ihnen von der
Arbeitsrechtlichen Kommission Angelegenheiten zur Vor-
beratung oder zur Entscheidung zugewiesen werden. Eine
solche Zuweisung erfolgt in der Regel

1. an die Fachgruppe I, wenn der von der Angelegenheit
betroffene Arbeitsbereich ausschließlich oder überwie-
gend aus kircheneigenen Mitteln oder Steuermitteln fi-
nanziert wird,

2. an die Fachgruppe II, wenn der von der Angelegenheit
betroffene Arbeitsbereich ausschließlich oder überwie-
gend aus anderen Mitteln finanziert wird.

Die Zuweisung kann mit Rahmenbedingungen verbun-
den werden.

§ 15

Verfahren bei Arbeitsrechtsregelungen

(1) Die auf Grund von Beschlüssen der Arbeitsrecht-
lichen Kommission oder ihrer Fachgruppen verbindlichen
Arbeitsrechtsregelungen (§ 2 Absatz 2) werden den in der
Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Landeskirchen,
Diakonischen Werken und Mitarbeitervereinigungen von
der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion oder in deren oder dessen Auftrag zugeleitet. Die Lan-
deskirchen und Diakonischen Werke machen die Arbeits-
rechtsregelungen nach Maßgabe der für ihren jeweiligen
Bereich maßgeblichen Regelungen bekannt. Sie können Re-
gelungen über eine gemeinsame Bekanntmachung treffen.

(2) Haben in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 Ab-
satz 2, die nicht einer Fachgruppe zur Entscheidung zuge-
wiesen ist, bei der erstmaligen Abstimmung in der Arbeits-
rechtlichen Kommission mindestens neun, jedoch weniger
als vierzehn Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
für die vorgeschlagene Arbeitsrechtsregelung gestimmt, hat
die Arbeitsrechtliche Kommission auf Verlangen von min-
destens sechs ihrer Mitglieder, die an der Beratung teilge-
nommen haben, in derselben oder der nächsten Sitzung er-
neut über die Angelegenheit zu beraten.

(3) Haben in einer Angelegenheit im Sinne von § 2 Ab-
satz 2, die einer Fachgruppe zur Entscheidung zugewiesen
ist, bei der Abstimmung in der Fachgruppe mindestens fünf,
jedoch weniger als acht Mitglieder der Fachgruppe für die
vorgeschlagene Arbeitsrechtsregelung gestimmt, hat die
Fachgruppe auf Verlangen von mindestens vier ihrer Mit-
glieder, die an der Beratung teilgenommen haben, in dersel-
ben oder der nächsten Sitzung erneut über die Angelegen-
heit zu beraten. Haben nach dieser erneuten Beratung min-
destens fünf, jedoch weniger als acht Mitglieder der Fach-
gruppe für die vorgeschlagene Arbeitsrechtsregelung ge-
stimmt, hat die Arbeitsrechtliche Kommission in ihrer
nächsten Sitzung über die Angelegenheit zu beraten.

(4) Ist eine Angelegenheit im Sinne von § 2 Absatz 2
einer Fachgruppe zur Entscheidung zugewiesen worden,
wird die von der Fachgruppe beschlossene Arbeitsrechtsre-
gelung der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen
Kommission und den entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) zu-
geleitet. Die Arbeitsrechtliche Kommission entscheidet
über die Arbeitsrechtsregelung, sofern von ihr gesetzte Rah-
menbedingungen nicht eingehalten worden sind oder eine
der entsendenden Stellen innerhalb einer Ausschlussfrist
von zwei Wochen eine erneute Beratung in der Arbeits-
rechtlichen Kommission beantragt hat. Andernfalls hat die
Arbeitsrechtliche Kommission die Verbindlichkeit der von
der Fachgruppe beschlossenen Arbeitsrechtsregelung fest-
zustellen.

(5) Haben nach einer erneuten Beratung gemäß Absatz 2
oder nach der Beratung gemäß Absatz 3 Satz 2 oder Absatz
4 Satz 2 in der Arbeitsrechtlichen Kommission mindestens
neun, jedoch weniger als vierzehn Mitglieder der Arbeits-
rechtlichen Kommission für die vorgeschlagene Arbeits-
rechtsregelung gestimmt, kann von mindestens sechs Mit-
gliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission, die an der Be-
ratung teilgenommen haben, innerhalb einer Ausschlussfrist
von einem Monat die Arbeitsrechtliche Schiedskommission
angerufen werden. Die in der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vertretenen Landeskirchen, Diakonischen Werke und
Mitarbeitervereinigungen werden über die Anrufung der
Arbeitsrechtlichen Schiedskommission unterrichtet.

(6) Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission entscheidet
endgültig. Sie kann die Angelegenheit an die Arbeitsrechtli-
che Kommission zurückverweisen und dabei Empfehlungen
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für deren Beratung und Entscheidung geben. Über eine nach
Satz 2 an sie zurückverwiesene Angelegenheit entscheidet
die Arbeitsrechtliche Kommission endgültig.

(7) Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission kann nach
Absatz 5 Satz 1 nur zu einer vorgeschlagenen Arbeitsrechts-
regelung insgesamt angerufen werden. Eine Anrufung nur
zu einem Teil einer vorgeschlagenen Arbeitsrechtsregelung
ist unzulässig.

(8) Die Frist nach Absatz 4 Satz 2 beginnt mit dem Tag
nach Zugang der Mitteilung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission über die beschlossene Arbeitsrechtsregelung bei der
entsendenden Stelle. Die Anrufungsfrist nach Absatz 5 Satz
1 beginnt mit dem Tag nach der Sitzung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission, in der über die Arbeitsrechtsregelung
abgestimmt worden ist.

(9) Der Antrag nach Absatz 4 Satz 2 ist mit entsprechen-
der Begründung und einem konkreten Antrag an die Ge-
schäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission zu richten.
Die Anrufung nach Absatz 5 Satz 1 ist mit entsprechender
Begründung und einem konkreten Antrag für die Entschei-
dung der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission an deren
Geschäftsstelle zu richten. Es darf nur ein Antrag gestellt
werden, über den in der vorgebrachten Sache zuletzt in der
Arbeitsrechtlichen Kommission abgestimmt worden ist.

Abschnitt 4
Arbeitsrechtliche Schiedskommission

§ 16

Bildung und Zusammensetzung 
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission

(1) Zur Entscheidung in Fällen des § 15 Absatz 5 wird
eine gemeinsame Arbeitsrechtliche Schiedskommission für
Rheinland, Westfalen und Lippe (ARS-RWL) aus einer oder
einem Vorsitzenden und zehn Beisitzerinnen oder Beisitzern
gebildet. Für jedes ordentliche Mitglied wird eine erste Stell-
vertreterin oder ein erster Stellvertreter und eine zweite Stell-
vertreterin oder ein zweiter Stellvertreter bestellt. Im Vertre-
tungsfall nimmt das stellvertretende Mitglied alle Rechte und
Pflichten eines ordentlichen Mitgliedes wahr.

(2) Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder
dürfen nicht der Arbeitsrechtlichen Kommission angehören.
§ 5 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3) Fünf Beisitzerinnen und Beisitzer werden von den
Mitarbeitervereinigungen nach § 6 Absatz 1 entsandt.
Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet die oder
der Vorsitzende der Verwaltungskammer der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland.

(4) Fünf Beisitzerinnen und Beisitzer werden von den in
§ 7 Absatz 1 genannten Stellen entsandt, und zwar von der
Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen
Kirche von Westfalen und ihren Diakonischen Werken je
eine Beisitzerin oder ein Beisitzer und von der Lippischen
Landeskirche und ihrem Diakonischen Werk gemeinsam
eine Beisitzerin oder ein Beisitzer.

(5) Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertre-
tende Vorsitzende werden durch übereinstimmende Be-
schlüsse der entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) gewählt.
Kommen übereinstimmende Beschlüsse nicht zustande,
werden sie von der oder dem Vorsitzenden der Verwal-
tungskammer der Evangelischen Kirche im Rheinland be-
stimmt. Sie müssen die Befähigung zum Richteramt haben
und dürfen weder beruflich im kirchlichen Dienst oder im
Dienst einer der in der Arbeitsrechtlichen Kommission ver-
tretenen Mitarbeitervereinigungen stehen noch dem Lei-

tungsorgan einer kirchlichen Körperschaft, eines Diakoni-
schen Werkes oder eines anderen Trägers kirchlicher oder
diakonischer Einrichtungen angehören.

(6) Gegen die Entscheidung der oder des Vorsitzenden
der Verwaltungskammer der Evangelischen Kirche im
Rheinland nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 5 Satz 2 kann
von jeder entsendenden Stelle innerhalb einer Ausschluss-
frist von einem Monat nach Zugang der Entscheidung bei
ihr die Verwaltungskammer der Evangelischen Kirche von
Westfalen angerufen werden. Diese entscheidet endgültig.

(7) Die oder der Vorsitzende der Verwaltungskammer
der Evangelischen Kirche im Rheinland sorgt für die Durch-
führung des Verfahrens zur Bildung der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission. Sie oder er kann sich der Geschäfts-
stelle nach § 19 Absatz 6 bedienen.

§ 17

Amtszeit, Amtsdauer

(1) Die Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Schiedskommis-
sion beträgt vier Jahre. Sie stimmt mit der Amtszeit der Ar-
beitsrechtlichen Kommission zeitlich überein.

(2) Die ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder der
Arbeitsrechtlichen Schiedskommission werden für eine
Amtszeit bestellt. Sie bleiben bis zur Bildung der neuen Ar-
beitsrechtlichen Schiedskommission im Amt. Hat die Ar-
beitsrechtliche Schiedskommission am Ende der Amtszeit
ihre Beratung über eine anhängige Sache noch nicht abge-
schlossen, entscheidet sie über diese Sache in ihrer bisheri-
gen Besetzung.

(3) Die erneute Bestellung der bisherigen ordentlichen
und stellvertretenden Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission ist zulässig.

(4) Das Amt eines ordentlichen oder eines stellvertreten-
den Mitgliedes endet vor Ablauf der Amtszeit, wenn eine
der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft entfällt oder
wenn es sein Amt niederlegt. Das Amt einer Beisitzerin
oder eines Beisitzers sowie einer stellvertretenden Beisitze-
rin oder eines stellvertretenden Beisitzers endet ferner,
wenn sie oder er von der entsendenden Stelle abberufen
wird. In diesen Fällen wird für den Rest der Amtszeit ein
neues ordentliches oder stellvertretendes Mitglied bestellt.
Bis zu dessen Bestellung nimmt das bereits entsandte stell-
vertretende Mitglied die frei gewordene Stelle ein.

§ 18

Rechtsstellung der Mitglieder 
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission

Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission ist unabhän-
gig. Für die Rechtsstellung ihrer Mitglieder gilt § 9 Absatz 1
bis 3, 5 und 6 entsprechend.

§ 19

Verfahren und Geschäftsführung 
der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission

(1) Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission hat die
Grundsätze des fairen Verfahrens zu beachten. Sie ist bei
ihrer Entscheidung gemäß § 15 Absatz 6 Satz 1 an den ge-
stellten Antrag insoweit gebunden, als sie ihn nicht über-
schreiten darf. Sie kann Einzelheiten in einer Geschäftsord-
nung regeln.

(2) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Schiedskom-
mission sind nicht öffentlich. Die Arbeitsrechtliche Kom-
mission sowie ihre Mitglieder, die die Arbeitsrechtliche
Schiedskommission angerufen haben, und die entsendenden
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Stellen (§§ 6 und 7) sind anzuhören. Sachkundige Berate-
rinnen und Berater können zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten hinzugezogen werden.

(3) Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission beschließt
mit Stimmenmehrheit in geheimer Beratung. An der Abstim-
mung nehmen alle elf Mitglieder teil, die an der Beratung
teilgenommen haben; Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(4) Wird in einer Sitzung der Arbeitsrechtlichen Schieds-
kommission eine der entsendenden Stellen (§§ 6 und 7) oder
die Arbeitsrechtliche Kommission vertreten, so ist die Be-
auftragung dazu auf Verlangen der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission schriftlich nachzuweisen.

(5) Die Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen Schieds-
kommission werden den in der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vertretenen Landeskirchen und Diakonischen Werken
zugeleitet und von diesen nach Maßgabe der für ihren jewei-
ligen Bereich maßgeblichen Regelungen bekannt gemacht.

(6) Der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission steht für
ihre Tätigkeit eine Geschäftsstelle zur Verfügung, die beim
Landeskirchenamt Detmold errichtet wird. Die Geschäfts-
stelle bestellt die Schriftführerin oder den Schriftführer für
die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission.

(7) Die Kosten für die ordentlichen und stellvertretenden
Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission und
für die hinzugezogenen sachkundigen Beraterinnen und Be-
rater werden von der Evangelischen Kirche im Rheinland
und der Evangelischen Kirche von Westfalen zu gleichen
Teilen getragen. Die Kosten für die Geschäftsführung der
Arbeitsrechtlichen Schiedskommission werden von der Lip-
pischen Landeskirche getragen.

Abschnitt 5
Schlussbestimmungen

§ 20

Nachprüfung der Mitgliedschaft

Bestehen Bedenken, ob bei einem Mitglied oder stellver-
tretenden Mitglied die Voraussetzungen für die Mitglied-
schaft bestehen, entscheidet bei Mitgliedern und stellver-
tretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen Kommission
die Arbeitsrechtliche Schiedskommission, bei Mitgliedern
und stellvertretenden Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission die Verwaltungskammer der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland.

§ 21

Fortbestand des geltenden kirchlichen Arbeitsrechts

Das bei In-Kraft-Treten dieses Arbeitsrechtsregelungsge-
setzes im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche im
Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der
Lippischen Landeskirche sowie ihrer Diakonischen Werke
auf der Grundlage der bisherigen Arbeitsrechtsregelungsge-
setze der drei Landeskirchen geltende kirchliche Arbeitsrecht
bleibt für den Gesamtbereich in Kraft, soweit nicht von der
Arbeitsrechtlichen Kommission oder von der Arbeitsrecht-
lichen Schiedskommission etwas anderes bestimmt wird.

§ 22

Übergangsbestimmungen

(1) Die erste Amtszeit der Arbeitsrechtlichen Kommission
nach diesem Arbeitsrechtsregelungsgesetz beginnt mit des-
sen In-Kraft-Treten; sie dauert bis 31. Dezember 2006. Bis
zur Konstituierung der neuen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion werden ihre Aufgaben von der bisherigen Arbeitsrecht-

lichen Kommission in unveränderter Besetzung wahrgenom-
men. In dieser Zeit frei werdende Plätze in der bisherigen Ar-
beitsrechtlichen Kommission werden nach den Bestimmun-
gen der bisherigen Arbeitsrechtsregelungsgesetze besetzt.

(2) Die oder der Vorsitzende der bisherigen Arbeitsrecht-
lichen Kommission beruft die erste Sitzung der neuen Ar-
beitsrechtlichen Kommission ein und leitet sie bis zur Wahl
der oder des Vorsitzenden. Die Mitteilungen nach § 6 Ab-
satz 4 und § 7 Absatz 2 über die in die neue Arbeitsrechtli-
che Kommission entsandten Vertreterinnen und Vertreter
sind der oder dem Vorsitzenden der bisherigen Arbeits-
rechtlichen Kommission zuzuleiten.

(3) Die erstmalige Zuweisung von Angelegenheiten an
die Fachgruppen nach § 14 Absatz 2 kann erfolgen, wenn
die Mitteilung nach § 10 Absatz 5 der oder dem Vorsitzen-
den der neuen Arbeitsrechtlichen Kommission vorliegt.

(4) Die bei In-Kraft-Treten dieses Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetzes laufende Amtszeit der Arbeitsrechtlichen
Schiedskommission endet mit Ablauf des 31. Dezember
2006. Frei werdende Plätze werden nach den Bestimmun-
gen dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetzes neu besetzt.

(5) Wird an anderer Stelle auf das bisherige Arbeitsrechts-
regelungsgesetz oder einzelne seiner Bestimmungen Bezug
genommen, treten das neue Arbeitsrechtsregelungsgesetz
und dessen entsprechende Bestimmungen an deren Stelle.

§ 23

Geltungsbereich

(1) Dieses Arbeitsrechtsregelungsgesetz gilt für den Be-
reich der Evangelischen Kirche im Rheinland und ihres
Diakonischen Werkes.

(2) Mit diesem Arbeitsrechtsregelungsgesetz überein-
stimmende Arbeitsrechtsregelungsgesetze werden für den
Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen und ihres
Diakonischen Werkes sowie für den Bereich der Lippischen
Landeskirche und ihres Diakonischen Werkes erlassen.

(3) Wird das westfälische oder das lippische Arbeits-
rechtsregelungsgesetz außer Kraft gesetzt, scheiden mit der
Außer-Kraft-Setzung die von der Evangelischen Kirche von
Westfalen und ihrem Diakonischen Werk entsandten Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder oder das von der
Lippischen Landeskirche und ihrem Diakonischen Werk
entsandte gemeinsame Mitglied und gemeinsame stellver-
tretende Mitglied aus der Arbeitsrechtlichen Kommission
aus. In diesem Fall gilt das rheinische Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetz bis zu einer Änderung, längstens für eine Dauer
von zwei Jahren, mit folgenden Maßgaben:

1. Die von den Mitarbeitervereinigungen entsandten bishe-
rigen Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der
Arbeitsrechtlichen Kommission bleiben in ihrem Amt.
Für die ausgeschiedenen Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission, die
von der ausgeschiedenen Landeskirche und ihrem Dia-
konischen Werk entsandt worden sind, werden von den
verbleibenden Landeskirchen und Diakonischen Wer-
ken durch übereinstimmende Beschlüsse neue Mitglie-
der und stellvertretende Mitglieder entsandt; § 6 Absatz
4 gilt entsprechend.

2. Die Arbeitsrechtlichen Schiedskommission bleibt in
ihrer bisherigen Besetzung bestehen. Tritt eine Beisitze-
rin oder ein Beisitzer aus dem Bereich der ausgeschiede-
nen Landeskirche oder des ausgeschiedenen Diakoni-
schen Werkes von ihrem oder seinem Amt zurück, wird
die Entsendung einer Beisitzerin oder eines Beisitzers,
die oder der nach § 16 Absatz 3 entsandt ist, von den
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Der Rat der Evangelische Kirche in Deutschland (EKD)
vergibt zum zweiten Mal den Hanna-Jursch-Preis zur För-
derung herausragender wissenschaftlich-theologischer Ar-
beiten aus der Perspektive von Frauen. 

Der Preis dient der Auszeichnung von wissenschaftlich-
theologischen Beiträgen von Frauen. Die Arbeiten sollen
Maßstäbe für die Beurteilung der theologischen Forschung
aus der Perspektive von Frauen (feministische Theologie,
theologische Frauenforschung und Gender-Studies in der
Theologie) setzen und sie einer breiteren kirchlichen Öf-
fentlichkeit näher bringen. 

Ausgezeichnet werden können Arbeiten zu folgenden
Themenschwerpunkten:

1. Bioethik (z. B. Medizinethik, Reproduktionstechnolo-
gien, Gesundheit)

2. Interkulturelles Lernen/interreligiöser Dialog

Die Arbeiten können aus allen Fächern der Evangeli-
schen Theologie kommen. Sie müssen den Kriterien und
Methoden wissenschaftlicher Arbeit entsprechen und sollen

in der Regel von praktischer Relevanz für Liturgie, Verkün-
digung, Seelsorge, Kybernetik, kirchliche Bildungsarbeit
oder Diakonie sein. Die Arbeiten müssen in deutscher Spra-
che verfasst sein. Arbeiten, die bereits veröffentlicht oder 
im Rahmen einer Qualifikation (Habilitation, Promotion,
Examina etc.) vorgelegt wurden, dürfen nicht vor dem
1. 1. 2001 veröffentlicht bzw. vorgelegt worden sein. 

Der Preis wird im Rahmen einer öffentlichen Veranstal-
tung in Form einer Urkunde und eines Preisgeldes in Höhe
von 5.000 € vergeben. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Die Geschäftsführung liegt beim Frauenreferat der EKD.
Die Arbeiten sind bis zum 30. November 2002 schriftlich
bei der Geschäftsführung einzureichen.

Frauenreferat der Evangelischen Kirche in Deutschland

Herrenhäuser Straße 12
30419 Hannover
Telefon: (05 11) 27 96 - 4 41
E-Mail: frauenreferat@ekd.de

Mitarbeitervereinigungen aufgehoben; einigen sich die
Mitarbeitervereinigungen nicht, entscheidet die oder der
Vorsitzende der Verwaltungskammer der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland. Dies gilt beim Ausscheiden
einer stellvertretenden Beisitzerin oder eines stellvertre-
tenden Beisitzers entsprechend. Die Zahlen der Beisit-
zerinnen und Beisitzer in § 16 Abs. 1, 3 und 4 werden
entsprechend verringert.

§ 24

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2002 in Kraft, je-
doch nicht vor In-Kraft-Treten gleicher Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetze der Evangelischen Kirche von Westfalen und
der Lippischen Landeskirche.*

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über das Verfah-
ren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im

kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz – ARRG)
vom 19. Januar 1979 (KABl. S. 223) außer Kraft.

B a d  N e u e n a h r ,  den 11. Januar 2002

Evangelische Kirche im Rheinland

Die Kirchenleitung

Kock Drägert

D. Mitteilungen aus der Ökumene

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen

F. Mitteilungen
Hanna-Jursch-Preis

* Die westfälische Landessynode hat am 15. November 2001
ein gleiches Arbeitsrechtsregelungsgesetz beschlossen, das eben-
falls am 1. Juli 2002 in Kraft tritt. Die lippische Landessynode hat
ein gleiches Arbeitsrechtsregelungsgesetz, das auch am 1. Juli
2002 in Kraft treten soll, am 26. November 2001 in erster Lesung
beschlossen; die abschließende zweite Lesung ist für die Frühjahrs-
synode am 27./28. Mai 2002 vorgesehen.



124 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Heft 5, 2002

Auslandsdienst in Riga/Lettland
Die Evangelische Kirche in Deutschland sucht zum

Frühjahr 2003 
für den Dienst in der Deutschen Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Lettland, Gemeinde Riga,

einen Pfarrer/eine Pfarrerin
mit Gemeindeerfahrung für die Dauer von 6 Jahren.

Neben der Gemeinde in Riga (besonders wichtig sind gut
vorbereitete Gottesdienste) sind auch weitere Gemeinden/
Gemeindegruppen im Land zu betreuen.

Bewerberinnen und Bewerber sollten

– fähig und bereit sein, Leitungs- und Organisationsaufga-
ben zu übernehmen;

– Engagement und Interesse für den Gemeindeaufbau mit-
bringen;

– fähig und bereit sein, den Gemeindegliedern und den
zahlreichen Gästen der Gemeinde als offener und tole-
ranter Gesprächspartner/offene und tolerante Ge-
sprächspartnerin zu begegnen;

– über ökumenische Erfahrungen für die sensible Situa-
tion in Lettland verfügen;

– bereit sein, jede Woche mehrere hundert Kilometer mit
dem PKW zurückzulegen.

Eine teilmöblierte Wohnung ist vorhanden; bei Bedarf
kann auch eine andere gesucht werden. Die Kosten für einen
Sprachkurs (bis zu zwei Monaten) werden übernommen.
Das Gehalt richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Führerschein ist erforderlich. Es gibt keine deutsche Schule
in Riga.

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio-
nen erhalten Sie auf schriftliche Anfrage beim

Kirchenamt der EKD
Hauptabteilung III
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
Tel.: (05 11) 27 96-1 26
Fax: (05 11) 27 96-7 25
E-mail: evelyn.diemert@ekd.de

Bewerbungsfrist: 30. 6. 2002 (Eingang im Kirchenamt der
EKD)

Auslandsdienst in Stockholm
Die Deutsche St. Gertruds Gemeinde in Stockholm sucht

zum 1. Juli 2003 für die Dauer von 6 Jahren

einen Pfarrer/eine Pfarrerin.
Die Deutsche St. Gertruds Gemeinde will als Gemeinde

in der Evangelisch-Lutherischen Kirche von Schweden
(Svenska Kyrkan) den im Bistum Stockholm ständig oder
vorübergehend lebenden Christinnen und Christen deut-
scher Sprache, Kultur und Herkunft christliche Gemein-
schaft bieten und geistliche Heimat sein. Die Arbeit ge-
schieht in ökumenischer Offenheit. Die Deutsche Gemeinde
nimmt eine Brückenfunktion zwischen deutschem und
schwedischem kirchlichen Leben wahr.

Das Zentrum der Gemeinde ist die 1642 erbaute Kirche
und das Gemeindehaus in der Altstadt. Die Gemeinde hat
2.000 Mitglieder, das Pfarramt umfasst 9 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Zum vielfältigen Gemeindeleben gehört
auch ein reiches musikalisches Angebot.

Die Gemeinde bietet einem Pfarrer/einer Pfarrerin die
Möglichkeit, sich mit Freude und Kreativität den Aufgaben
in einer lebendigen, volkskirchlich geprägten Gemeinde zu
widmen.

Die geräumige Pfarrwohnung befindet sich im Gemein-
dehaus. Eine deutsche Schule, die vom Kindergarten bis
zum Abitur führt, ist am Ort.

Schwedische Sprachkenntnisse sind zur Ausübung des
Dienstes erforderlich. Bei Bedarf wird ein Intensivkurs vor
Dienstantritt angeboten.

Bewerbungsfrist ist der 30. Juni 2002 (Eingang im Kir-
chenamt).

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informatio-
nen erhalten Sie auf schriftliche Anfrage beim:

Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
Tel.: (05 11) 27 96-1 27 und 1 28
Fax: (05 11) 27 96-7 25
E-Mail: westeuropa@ekd.de
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